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   der VG Erftal mit den Mitgliedsgemeinden
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Amtlicher Teil
der Verwaltungsgemeinschaft Erftal mit dem
Markt Bürgstadt und der Gemeinde Neunkirchen

Standesamtliche Mitteilungen
Bitte beachten: 
Standesamtliche Nachrichten wie Geburten, Eheschließungen oder Sterbefälle 
können aus Datenschutzgründen nur veröffentlicht werden, wenn die Beteilig- 
ten/Angehörigen schriftlich (per Post oder E-Mail an standesamt@buergstadt.de) 
zustimmen. 

Geburt
20.10.	 Bruno Peikert, Sohn von Peter Fuchs und Susanne Maria

Peikert, Bürgstadt, Karlsbader Straße 2

Eheschließung
06.11.	 Vladislav Melcher und Samantha Jo Rauschenberg, Bürgstadt,

Unterer Steffleinsgraben 38

Sterbefall
29.10.	 Willibald Adam Bachmann, Bürgstadt, Höckerlein 5, 89 Jahre

MARKT BÜRGSTADT
Vollzug des Kindergartengesetzes

Wahl des Elternbeirates
im Kindergarten Bürgstadt

Die Wahl der Mitglieder des Elternbeirates 2021/2022
brachte folgendes Ergebnis:

1. Vorsitzende:	 Laura Burkhardt Raiffeisenring 1	 Bürgstadt
2. Vorsitzende:	 Caro Endres Streckfuß 8	 Bürgstadt
Kassiererin:	 Ramona Hench	 Hauptstraße 32	 Bürgstadt
Schriftführerin:	 Veronika Müller	 Freudenberger Straße 17 B	 Bürgstadt

Gruppe:

Eulen	 Ramona Hench	 Jennifer Beck
Adler	 Uli Elbert		  Laura Burkhardt
Bären	 Vreda Hörner	 Patricia Hench
Igel	 Kristina Bretz	 Marco Grein
Käfer	 Caro Endres	 Veronika Müller
Katzen	 Vera Hennig	 Tanja Fries
Schmetterlinge	 Hannah Schwab	 Eva Eck
Frösche	 Sabrina Schulz 	 Katharina Kuck
Bienchen	 Theresa Breunig	 Denise Dichtl
Küken	 Nadja Zeller	 Ramona Meisenzahl

Vertreter der Familien mit Migrationshintergrund:	 Anissa Ferjani

*  *  *
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Rettung / Feuerwehr 	 112

Polizei 			  110

Gemeindeverwaltung,	 0 93 71 / 97 38 19
Renate Gümperlein	 renate.guemperlein@buergstadt.de
(Seniorenbetreuung)

Andreas Köster	 0 93 71 / 94 71 69
(Beauftragter für Senioren	 koester-buergstadt@t-online.de
und Menschen mit Handicap)

Grüß Gott, liebe Seniorinnen und Senioren!
Stellen Sie sich einmal folgende Situation vor: Sie bekommen einen Anruf 
von der (vermeintlichen) Polizei. Ihr Telefon zeigt im Display die 110 an. Ein 
freundlicher Kommissar teilt Ihnen mit, dass in Ihrer Nachbarschaft einge-
brochen wurde und Sie wohl das nächste Opfer sein könnten. Ihr Bargeld 
und Ihre Wertsachen müssen nun gesichert werden und werden von einer 
Vertrauensperson abgeholt. 
Das ist Betrug! Ihr Geld und Ihre Wertsachen sehen Sie nie wieder !!!
Legen Sie sofort auf und rufen Sie die echte Polizei unter der 110 an!
Es ist nicht unhöflich, das Gespräch zu beenden!
Es gibt leider viele Varianten: Es ruft ein Staatsanwalt an, ein Arzt mit der 
Mitteilung, ein Angehöriger ist schwer erkrankt, Enkeltrick … usw. 
Alle diese Anrufe sind falsch! Erkundigen Sie sich im Zweifelsfall bei Ihren 
Angehörigen über die Richtigkeit dieser Telefonate.
Geben Sie niemals unbekannten Personen Ihre Wertsachen und Ihr Geld!

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie nun einige schöne
Herbsttage und eine besinnliche Vorweihnachtszeit!

Ihr Seniorenbeauftrager
Andreas Köster

SPÄTLESE
die Seite für Seniorinnen und Senioren

der Marktgemeinde Bürgstadt

Wichtige Rufnummern 

c  Kundendienst
c  Verkauf und Service
c  Lichttechnik, EDV
c  Energie- und Gebäudetechnik
c  Installation Alt- und Neubau

www.oswaldundmenges.de
Schulstraße 14
63930 Neunkirchen

  Führerscheinausbildung

  ist Vertrauenssache!

0175 / 5 22 68 98
die-fuehrerschein-macher.de 

Hauptstr. 43, 63927 Bürgstadt
Unterricht: Di & Mi 18.30 Uhr 
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Mainmetall Großhandelsges. m. b. H.
Miltenberger Straße 18 – 20 | 63927 Bürgstadt
Ihre Ansprechpartnerin: Nicole Sommer-Lala
09371 – 509 207

REINIGUNGSKRAFT*
zur zuverlässigen Reinigung unserer
Verkaufs-, Büro- und Sozialräume.

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung:
Mo – Do 16.00 – 20.00 Uhr 
Fr 14.00 – 18.00 Uhr 
Täglich 4 Stunden, oder:

Geringfügige Beschäftigung (bis 450,- €)
als Aushilfe: Nach Bedarf Mo – Fr nachmittags.

Für unser Stammhaus in Bürgstadt suchen wir eine

Bewerben Sie sich einfach über das Stellenportal
auf unserer Homepage: mainmetall.de/karriere

*Alle unsere Stellenbesetzungen erfolgen geschlechtsneutral.
Mainmetall Großhandelsges. m. b. H.
Miltenberger Straße 18 – 20 | 63927 Bürgstadt 
Ihre Ansprechpartnerin: Nicole Sommer-Lala
09371 – 509 207

REINIGUNGSKRAFT*
zur zuverlässigen Reinigung unserer
Verkaufs-, Büro- und Sozialräume. 

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung: 
Mo – Do 16.00 – 20.00 Uhr 
Fr 14.00 – 18.00 Uhr 
Täglich 4 Stunden, oder: 

Geringfügige Beschäftigung (bis 450,- €)
als Aushilfe: Nach Bedarf Mo – Fr nachmittags.

Für unser Stammhaus in Bürgstadt suchen wir eine

Bewerben Sie sich einfach über das Stellenportal
auf unserer Homepage: mainmetall.de/karriere

*Alle unsere Stellenbesetzungen erfolgen geschlechtsneutral.

Mainmetall Großhandelsges. m. b. H.
Miltenberger Straße 18 – 20 | 63927 Bürgstadt
Ihre Ansprechpartnerin: Nicole Sommer-Lala
09371 – 509 207

REINIGUNGSKRAFT*
zur zuverlässigen Reinigung unserer
Verkaufs-, Büro- und Sozialräume.

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung:
Mo – Do 16.00 – 20.00 Uhr 
Fr 14.00 – 18.00 Uhr 
Täglich 4 Stunden, oder:

Geringfügige Beschäftigung (bis 450,- €)
als Aushilfe: Nach Bedarf Mo – Fr nachmittags.

Für unser Stammhaus in Bürgstadt suchen wir eine

Bewerben Sie sich einfach über das Stellenportal
auf unserer Homepage: mainmetall.de/karriere

*Alle unsere Stellenbesetzungen erfolgen geschlechtsneutral.
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MARKT BÜRGSTADT

Einladung zur Teilnahme
an der Bürgerbefragung Generation 50+

In den nächsten Tagen erhalten alle über 50-jährigen Bürgerinnen und 
Bürger einen Fragebogen zum Thema 

 „Seniorenpolitisches Konzept des Marktes Bürgstadt“

Mit Ihrer Teilnahme an dieser Fragebogenaktion tragen Sie dazu bei, u. a. 
den Bedarf an unterschiedlichen Lebensformen im Alter sowie weiterer 
Unterstützungsformen für Seniorinnen und Senioren zu ermitteln.

Wir bitten Sie um rege Beteiligung an dieser Befragung und bedanken uns 
bei Ihnen fürs Mitmachen.

Bürgstadt, im November 2021

Ihre Bürgermeister

gez.

Thomas Grün              Bernd Neuberger       Max-Josef Eck

Änderungssatzung
zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 

(BGS – EWS) der Gemeinde Neunkirchen

§ 1

§ 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Gebühr beträgt 4,13 EUR pro Kubikmeter Abwasser.“

§ 2

Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

Neunkirchen, 15.11.2021 		       gez. Seitz, 1. Bürgermeister

*  *  *
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Neufassung der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
der Gemeinde Neunkirchen  

(Erschließungsbeitragssatzung – EBS 2021)

Aufgrund des Art. 23 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
Verbindung mit Art 5a Abs. 2 des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) und den §§
132, 133 Abs. 3 Satz 5 des Baugesetzbuches ( BauGB ) erlässt die Gemeinde Neunkirchen
folgende Satzung:

§1 

Erhebung des Erschließungsbeitrages
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands für Erschließungsanlagen erhebt
die Gemeinde Neunkirchen Erschließungsbeträge nach Art. 5a Abs 1 KAG sowie nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand
I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (Art. 5a Abs.

2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in
bis zu einer Straßenbreite 

(Fahrbahnen, Radwege
und Gehwege) von

1. Wochenendhausgebieten und Dauerkleingartengebieten 
7,0 m

2. Kleinsiedlungsgebieten
bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m

3. Kleinsiedlungsgebieten,
a)  soweit sie nicht unter Nr. 2 fallen,

Wohn-, Dorf- und Mischgebieten, dörflichen Wohngebieten,
urbanen Gebieten mit einer Geschossflächenzahl bis 0,7 14,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m 

b) mit einer Geschossflächenzahl über 0,7 - 1,0 18,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m

c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 20,0 m
d) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 23,0 m

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
a) mit einer Geschossflächenzahl bis 1,0 20,0 m
b) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 23,0 m
c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 - 2,0 25,0 m
d) mit einer Geschossflächenzahl über 2,0 27,0 m

5. Industriegebieten
a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m
b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0 25,0 m
c) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 m

II. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.
B. Fußwege, Wohnwege; Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis
zu einer Breite von 5 m,

Neufassung der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
der Gemeinde Neunkirchen

(Erschließungsbeitragssatzung – EBS 2021) 

Aufgrund des Art. 23 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
Verbindung mit Art 5a Abs. 2 des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) und den §§
132, 133 Abs. 3 Satz 5 des Baugesetzbuches ( BauGB ) erlässt die Gemeinde Neunkirchen 
folgende Satzung: 

§1 

Erhebung des Erschließungsbeitrages 
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands für Erschließungsanlagen erhebt 
die Gemeinde Neunkirchen Erschließungsbeträge nach Art. 5a Abs 1 KAG sowie nach 
Maßgabe dieser Satzung. 

§ 2  
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand  
I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (Art. 5a Abs.

2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in 
bis zu einer Straßenbreite 

(Fahrbahnen, Radwege 
und Gehwege) von 

1. Wochenendhausgebieten und Dauerkleingartengebieten 
7,0 m

2. Kleinsiedlungsgebieten
bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m

3. Kleinsiedlungsgebieten,
a)  soweit sie nicht unter Nr. 2 fallen,

Wohn-, Dorf- und Mischgebieten, dörflichen Wohngebieten,
urbanen Gebieten mit einer Geschossflächenzahl bis 0,7 14,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m 

b) mit einer Geschossflächenzahl über 0,7 - 1,0 18,0 m
bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m

c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 20,0 m
d) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 23,0 m

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
a) mit einer Geschossflächenzahl bis 1,0 20,0 m
b) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 23,0 m
c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 - 2,0 25,0 m
d) mit einer Geschossflächenzahl über 2,0 27,0 m

5. Industriegebieten
a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m
b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0 25,0 m
c) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 m

II. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.
B. Fußwege, Wohnwege; Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis
zu einer Breite von 5 m,

Neufassung der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
der Gemeinde Neunkirchen

(Erschließungsbeitragssatzung – EBS 2021)

Aufgrund des Art. 23 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
Verbindung mit Art 5a Abs. 2 des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) und den §§
132, 133 Abs. 3 Satz 5 des Baugesetzbuches ( BauGB ) erlässt die Gemeinde Neunkirchen
folgende Satzung:

§1 

Erhebung des Erschließungsbeitrages
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwands für Erschließungsanlagen erhebt
die Gemeinde Neunkirchen Erschließungsbeträge nach Art. 5a Abs 1 KAG sowie nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand
I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (Art. 5a Abs.

2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in
bis zu einer Straßenbreite 

(Fahrbahnen, Radwege
und Gehwege) von

1. Wochenendhausgebieten und Dauerkleingartengebieten
7,0 m 

2. Kleinsiedlungsgebieten  
bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m 

3. Kleinsiedlungsgebieten, 
a)  soweit sie nicht unter Nr. 2 fallen,

Wohn-, Dorf- und Mischgebieten, dörflichen Wohngebieten, 
urbanen Gebieten mit einer Geschossflächenzahl bis 0,7 14,0 m 
bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m 

b) mit einer Geschossflächenzahl über 0,7 - 1,0 18,0 m 
bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m 

c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 20,0 m 
d) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 23,0 m 

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
a) mit einer Geschossflächenzahl bis 1,0 20,0 m 
b) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 23,0 m 
c) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 - 2,0 25,0 m 
d) mit einer Geschossflächenzahl über 2,0 27,0 m 

5. Industriegebieten 
a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m 
b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0 25,0 m 
c) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 m 

 
II. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit 

Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. 
B. Fußwege, Wohnwege; Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis 
zu einer Breite von 5 m, 

III. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der Baugebiete notwendigen
Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2
Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite von 27 m,

IV. für Parkflächen (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB),
a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. I und Nr. III sind, bis zu

einer weiteren Breite von 5,0 m,
b) soweit sie nicht Bestandteile der in Nr. I und Nr. III genannten Verkehrsanlagen,

aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsgebiet (§ 5)
liegenden Grundstücksflächen.

V. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m.
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB)

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. I bis Nr. III sind, bis zu einer
weiteren Breite von 5,0 m,

b) soweit sie nicht Bestandteile der in Nr. I bis Nr. III genannten Verkehrsanlagen
sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet (§ 4)
liegenden Grundstücksflächen,

VI. für Immissionsschutzanlagen (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB).

(2) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 Nr. I bis Nr. VI gehören insbesondere die Kosten
für

a) den Erwerb der Grundflächen,
b) die Freilegung der Grundflächen,
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues, der

Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertiefungen,
d) die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine,
e) die Herstellung von Radwegen,
f) die Herstellung von Gehwegen,
g) die Herstellung von kombinierten Geh- und Radwegen,
h) die Herstellung von Mischwegen,
i) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen,
j) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen,
k) den Anschluss an andere Erschließungsanlagen,
l) die Herstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wegen Eingriffs betragsfähiger

Maßnahmen in die Natur und Landschaft,
m) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen,
n) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern.

(3) Der Erschließungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde Neunkirchen aus
ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen, der Sachen und Rechte im Zeitpunkt der
Bereitstellung sowie der vom Personal des Beitragsberechtigten erbrachten Werk- und
Dienstleistungen für die technische Herstellung der Erschließungsanlage.

(4) Der Erschließungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfasst auch die Kosten, die für die
Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Staats- oder Kreisstraße entstehen, die
über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinausgehen.
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(5) Soweit Erschließungsanlagen im Sinne des Abs. 1 als Sackgassen enden, ist für den 
erforderlichen Wendehammer der Aufwand bis zur vierfachen Gesamtbreite der Sackgasse 
beitragsfähig. 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen Kosten 
ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage 
ermittelt. Die Gemeinde Neunkirchen kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen 
Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage oder diesen 
Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden, 
ermitteln. 
 
(3) Die Aufwendungen für Fußwege und Wohnwege (§ 2 Abs. 1 Nr. II), für Sammelstraßen (§ 
2 Abs. 1 Nr. III), für Parkflächen (§ 2 Abs. 1 Nr. IV b), für Grünanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. V b) 
und für Immissionsschutzanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr VI, § 10) werden den zum Anbau bestimmten 
Straßen, Wegen und Plätzen, zu denen sie von der Erschließung her gehören, zugerechnet. 
Das Verfahren nach Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet (§ 4) der 
Fuß- und Wohnwege, der Sammelstraßen, Parkflächen, Grünanlagen oder 
Immissionsschutzanlagen von dem Abrechnungsgebiet der Straßen, Wege und Plätze 
abweicht; in diesem Fall werden die Fuß- und Wohnwege, die Sammelstraßen, Parkflächen, 
Grünanlagen und Immissionsschutzanlagen selbstständig als Erschließungsanlagen 
abgerechnet. 
 

§ 4 
Abrechnungsgebiet 

Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. 
Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine Erschließungseinheit abgerechnet, so 
bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. Erschließungseinheit 
erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet. 

 
§ 5 

Gemeindeanteil 
Die Gemeinde Neunkirchen trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 

 
§ 6 

Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
(1) Bei zulässiger gleicher Nutzung der Grundstücke wird der nach § 3 ermittelte 
Erschließungsaufwand nach Abzug des Anteils der Gemeinde Neunkirchen (§ 5) auf die 
Grundstücke des Abrechnungsgebietes (§ 4) nach den Grundstücksflächen verteilt. 
  

(2) Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung 
zulässig, wird der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand nach Abzug des Anteils der 
Gemeinde Neunkirchen (§ 5) auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes (§ 4) verteilt, 
indem die Grundstücksflächen mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht werden, der im Einzelnen 
beträgt: 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerblich  
oder sonstig nutzbaren Grundstücken, auf denen keine  
oder nur eine untergeordnete Bebauung zulässig ist 1,0 

2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzüglich je weiteres Vollgeschoss 0,3 
 
(3) Als Grundstücksfläche gilt: 

1. bei Grundstücken, die vollständig im Bereich eines Bebauungsplanes im Sinne 
von § 30 Abs. 1 und 2 BauGB oder teilweise im beplanten Bereich und im 
Übrigen im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) bzw. vollständig im 
unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) liegen, die Flächeninhalte des 
Buchgrundstücks, wie er sich aus der Eintragung im Grundbuch ergibt. Bei 
Grundstücken die nur teilweise im Bebauungsplan (§ 30 BauGB) liegen und im 
Übrigen im Außenbereich (§ 35 BauGB), die Grundstücksflächen, die sich 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befindet. 

2. bei Grundstücken im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB), die in den 
Außenbereich (§ 35 BauGB) übergehen und bei denen sich die Grenze zwischen 
Innen- und Außenbereich nicht aus einer Satzung nach § 34 Abs. 4 4 BauGB 
ergibt, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m, 
gemessen von der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des 
beitragspflichtigen Grundstücks. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung 
über die Begrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch 
die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. 
 

(4) Beitragspflichtige Grundstücke, die ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit oder die mit einer 
untergeordneten baulichen Nutzungsmöglichkeit gewerblich oder sonstig genutzt werden oder 
genutzt werden dürfen, z.B. Friedhöfe, Sportanlagen, Freibäder, Campingplätze, 
Dauerkleingärten, werden mit 0,5 der Grundstücksfläche in die Verteilung einbezogen. 
 
(5) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschossfläche die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Weist der Bebauungsplan lediglich eine 
höchstzulässige Gebäudehöhe in Form der Wand- oder Firstgröße aus, so gilt diese geteilt 
durch 2,6 in Wohn- und Mischgebieten, geteilt durch 3,5, in Gewerbe- und Industriegebieten. 
Sind beide Höhen festgesetzt, so ist die höchstzulässige Wandhöhe maßgebend. Bruchzahlen 
werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet. Setzt der Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch eine Baumassenzahl noch die höchstzulässige Gebäudehöhe in Form der 
Wand- oder Firsthöhe fest, so findet Abs. 8 Anwendung.  

(6) Ist im Einzelfall eine größere Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, so ist 
diese zugrunde zu legen. 
 
(7) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind, gelten als 
eingeschossig bebaubare Grundstücke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich der 
Nutzungsfaktor nach der Zahl ihrer Geschosse. 
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(8) In unbeplanten Gebieten sowie im Falle des Abs. 5 Satz 6 ist maßgebend 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse. 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den  
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. 

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten 
Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, deren 
Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte 
Geländeoberfläche. 
 
(9) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. Ist ein 
Grundstück mit einer Kirche bebaut, so sind zwei Vollgeschosse anzusetzen. Dies gilt für 
Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer 
freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 
 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) außer überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem 
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind 
für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich genutzt werden, die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5 
zu erhöhen. Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn 
sie überwiegend Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich 
genutzte Räume beherbergen oder in zulässiger Weise beherbergen dürfen. 
 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht, 
 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird 
und Beiträge für weitere Anlagen zu deren erstmaliger Herstellung weder nach 
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften 
erhoben worden sind oder erhoben werden, 

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gem. § 6 Abs. 10 als gewerblich genutzt werden. 

 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung der Grundflächen, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege zusammen oder einzeln, 

(8) In unbeplanten Gebieten sowie im Falle des Abs. 5 Satz 6 ist maßgebend 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse. 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den  
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. 

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten 
Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, deren 
Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte 
Geländeoberfläche. 
 
(9) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. Ist ein 
Grundstück mit einer Kirche bebaut, so sind zwei Vollgeschosse anzusetzen. Dies gilt für 
Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer 
freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 
 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) außer überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem 
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind 
für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich genutzt werden, die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5 
zu erhöhen. Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn 
sie überwiegend Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich 
genutzte Räume beherbergen oder in zulässiger Weise beherbergen dürfen. 
 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht, 
 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird 
und Beiträge für weitere Anlagen zu deren erstmaliger Herstellung weder nach 
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften 
erhoben worden sind oder erhoben werden, 

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gem. § 6 Abs. 10 als gewerblich genutzt werden. 

 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung der Grundflächen, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege zusammen oder einzeln, 

(8) In unbeplanten Gebieten sowie im Falle des Abs. 5 Satz 6 ist maßgebend 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse. 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den  
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. 

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten 
Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, deren 
Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte 
Geländeoberfläche. 
 
(9) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. Ist ein 
Grundstück mit einer Kirche bebaut, so sind zwei Vollgeschosse anzusetzen. Dies gilt für 
Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer 
freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 
 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) außer überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem 
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind 
für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich genutzt werden, die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5 
zu erhöhen. Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn 
sie überwiegend Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich 
genutzte Räume beherbergen oder in zulässiger Weise beherbergen dürfen. 
 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht, 
 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird 
und Beiträge für weitere Anlagen zu deren erstmaliger Herstellung weder nach 
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften 
erhoben worden sind oder erhoben werden, 

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gem. § 6 Abs. 10 als gewerblich genutzt werden. 

 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung der Grundflächen, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege zusammen oder einzeln, 

(8) In unbeplanten Gebieten sowie im Falle des Abs. 5 Satz 6 ist maßgebend 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse. 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den  
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse. 

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten 
Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, deren 
Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte 
Geländeoberfläche. 
 
(9) Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. Ist ein 
Grundstück mit einer Kirche bebaut, so sind zwei Vollgeschosse anzusetzen. Dies gilt für 
Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken oder einer 
freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. 
 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 4) außer überwiegend gewerblich genutzten 
Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans in einem 
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind 
für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für die Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich genutzt werden, die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5 
zu erhöhen. Als überwiegend gewerblich genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn 
sie überwiegend Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich 
genutzte Räume beherbergen oder in zulässiger Weise beherbergen dürfen. 
 

§ 7 
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke 

Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des Art. 5a Abs. 2 KAG 
i.V.m. § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht, 
 

1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird 
und Beiträge für weitere Anlagen zu deren erstmaliger Herstellung weder nach 
dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften 
erhoben worden sind oder erhoben werden, 

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gem. § 6 Abs. 10 als gewerblich genutzt werden. 

 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung der Grundflächen, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Gehwege zusammen oder einzeln, 

6. die gemeinsamen Geh- und Radwege,  
7. die unselbstständigen Parkplätze,  
8. die Mehrzweckstreifen,  
9. die Mischflächen, 
10. die Sammelstraßen, 
11. die Parkflächen, 
12. die Grünanlagen, 
13. die Beleuchtungseinrichtungen und 
14. die Entwässerungseinrichtungen 

gesondert erhoben (Art. 5a Abs. 5 i.V.m. Art 5 Abs. 1 Satz 6 KAG) und in beliebiger Reihenfolge 
umgelegt werden, sobald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden 
soll, abgeschlossen worden ist. Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde fest. 
 

§ 9 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

(1) Die zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze sowie Sammelstraßen und 
Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie die nachstehenden Merkmale aufweisen: 

1. eine Pflasterung, eine Asphalt-, Beton- oder ähnliche Decke neuzeitlicher Bauweise mit 
dem technisch notwendigen Unterbau, 

2. Straßenentwässerung und Beleuchtung, 
3. Anschluss an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße. 

 
(2) Gehwege und Radwege sind endgültig hergestellt, wenn sie eine Abgrenzung gegen die 
Fahrbahn und gegeneinander (außer bei Mischflächen) sowie eine Befestigung mit Platten, 
Pflaster, Asphaltbelag oder eine ähnliche Decke in neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch 
notwendigen Unterbau aufweisen. 
 
(3) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen gärtnerisch gestaltet sind. 
 
(4) Zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung der in den Abs. 1 bis 3 genannten 
Erschließungsanlagen gehören alle Maßnahmen, die durchgeführt werden müssen, damit die 
Gemeinde Neunkirchen das Eigentum oder eine Dienstbarkeit an den für die 
Erschließungsanlage erforderlichen Grundstücken erlangt. 
 

 § 10 
Immissionsschutzanlagen 

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von 
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt. 

 

§ 11 
Entstehen der Beitragspflicht 

Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen, für 
Teilbeträge, sobald die Maßnahmen, deren Aufwand durch die Teilbeträge gedeckt werden 
soll, abgeschlossen sind. Im Falle des Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
BauGB entsteht die Beitragspflicht mit der Übernahme durch die Gemeinde. 
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§ 12 
Vorausleistungen 

Im Fall des Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werden. 
 

§ 13 
Beitragspflichtiger 

Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids 
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige 
haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 14 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids, die Vorausleistung 
einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausleistungsbescheids fällig. 
 
 

§ 15 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

(1) Der Erschließungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst 
werden (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Erschließungsbeitrages. 
 

(2) Ein Ablösungsvertrag wird unwirksam, wenn sich zum Zeitpunkt der Entstehung der 
sachlichen Beitragspflichten ergibt, dass der auf das betreffende Grundstück entfallende 
Erschließungsbeitrag das Doppelte oder mehr als Doppelte bzw. die Hälfte oder weniger als 
die Hälfte des Ablösungsbetrages ausmacht. In einem solchen Fall ist der Erschließungsbeitrag 
durch Bescheid festzusetzen und unter Anrechnung des gezahlten Ablösungsbetrages 
anzufordern oder die Differenz zwischen gezahltem Ablösungsbetrag und Erschließungsbeitrag 
zu erstatten.  
 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 10.12.1978, sowie die 
Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung vom 11.07.1990, außer Kraft. 
 

Neunkirchen, 16.11.2021 
 
gez. Seitz 
1. Bürgermeister 
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anzufordern oder die Differenz zwischen gezahltem Ablösungsbetrag und Erschließungsbeitrag 
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§ 14 
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Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids, die Vorausleistung 
einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausleistungsbescheids fällig. 
 
 

§ 15 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

(1) Der Erschließungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst 
werden (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der Höhe des 
voraussichtlich entstehenden Erschließungsbeitrages. 
 

(2) Ein Ablösungsvertrag wird unwirksam, wenn sich zum Zeitpunkt der Entstehung der 
sachlichen Beitragspflichten ergibt, dass der auf das betreffende Grundstück entfallende 
Erschließungsbeitrag das Doppelte oder mehr als Doppelte bzw. die Hälfte oder weniger als 
die Hälfte des Ablösungsbetrages ausmacht. In einem solchen Fall ist der Erschließungsbeitrag 
durch Bescheid festzusetzen und unter Anrechnung des gezahlten Ablösungsbetrages 
anzufordern oder die Differenz zwischen gezahltem Ablösungsbetrag und Erschließungsbeitrag 
zu erstatten.  
 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft. 
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 10.12.1978, sowie die 
Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung vom 11.07.1990, außer Kraft. 
 

Neunkirchen, 16.11.2021 
 
gez. Seitz 
1. Bürgermeister 

34 Jahre treue Mitarbeit in den Steinbrüchen
der Franz Zeller GmbH & Co. KG

Sprengmeister Werner Bauer wurde von der Geschäftsleitung der 
Franz Zeller GmbH & Co. KG nach 34 Jahren treuer Mitarbeit in den 
wohlverdienten Ruhestand verabschiedet. Mit seiner langjährigen 
Erfahrung diente er stets dem Wohl der Firma.

Haben Sie Interesse, diese Lücke zu schließen?
Schrecken Sie nicht vor der Bedienung großer Maschinen zurück?
Schätzen Sie die eigenverantwortliche Arbeit in der freien Natur?

Dann freuen wir uns über Ihre Bewerbung!
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Die nächsten Gemeinderatssitzungen

Die nächsten Gemeinderatssitzungen finden in Abhängigkeit der Corona- 
Situation wie folgt statt:

Bürgstadt:		  Dienstag, 7. Dezember 2021, um 19.30 Uhr
					     im Bürgerzentrum Mittelmühle

Neunkirchen:	 Donnerstag, 2. Dezember 2021, um 19.30 Uhr
					     im Dorfgemeinschaftshaus Neunkirchen

Anträge können bis spätestens eine Woche vor dem Sitzungstermin im Rat- 
haus abgegeben werden. Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden im 
Aushangkasten und für Bürgstadt im Internet unter www.buergstadt.de 
und für Neunkirchen im Internet unter www.neunkirchen-unterfranken.de 
veröffentlicht.

Hier können auch Niederschriften der vorangegangenen öffentlichen 
Sitzungen nachgelesen werden.

Beratung • Planung • Ausführung

Hauck
Ralph Hauck
Schaftrieb 2

63928 Eichenbühl
Telefon (0 93 71) 15 53
Telefax (0 93 71) 20 68

E-Mail: elektro-hauck@t-online.de

Elektrotechnik

l Verkauf und Reparatur
	 von Elektrogeräten	
l 	Stark- u. Schwachstrom-
	 Installation
l 	Photovoltaik- und Solaranlagen
l	 Zentrale Staubsaugeranlagen

l 	Wohnraum-
	 Lüftungsanlagen
l	Kundendienst – E-CHECK
l	EDV- und Telefonanlagen
l Gebäudetechnik – EIB
l 	Elektroheizungen

Lange gut Leben.

Tagespflege in
Miltenberg
• Das Wohnen zu Hause 
 verlängern
• Fähigkeiten erhalten
• Kontakte schließen
• Gemeinsame Aktivitäten

Tel. 0 93 71 / 66 80 08-25
Burgweg 22 • 63897 Miltenberg
www.brk-mil.de
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Schmutzwasserkanäle   dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 
Mischwasserkanäle   sind zur Aufnahme von Niederschlagswasser 
 
Regenwasserkanäle   dienen ausschließlich der Ableitung von Niederschlagswasser. 
 
Sammelkläranlage   ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
      Abwasser einschl. der Abteilung zum Gewässer. 
 
Grundstücksanschlüsse   sind  

 bei Freispiegelkanälen:  
die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht 

 bei Druckentwässerung:  
die Leitungen vom Kanal bis zum Abwasserschacht 

 bei Unterdruckentwässerung:  
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschluss-
schachts. 

 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind  

 bei Freispiegelkanälen:  
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachtes. Hier-
zu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung eines Grundstücks (§ 9 Abs. 4)  

 bei Druckentwässerung: 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwassersammel-
schachts. 

 bei Unterdruckentwässerung:  
die Einrichtung eines Grundstücks, die der Beseitigung des Ab-
wassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 

 
Kontrollschacht    ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anlage  

dient. 
 
Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung)  

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen und Steuerungsanlage. 
 
Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung)  

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden 
 Stauraum sowie einer Absaugventileinheit. 

 
Messschacht    ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses  
      und für die Entnahme von Abwasserproben.  
 
Abwasserbehandlungsanlage   ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers  

vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu beseitigen. Hierzu 
zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Ab-
wassers sowie Anlagen zur (Vor-)Behandlung gewerblichen oder  
industriellen Abwassers.  

 
fachl. geeigneter Unternehmer   ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksent- 

wässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Voraussetzung für die 
fachliche Eignung sind insbesondere:  

 
die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verant-
wortlichen technischen Leitung,  
die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche 
Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an Grundstücksentwässer- 
ungsanlagen, die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge,  
Maschinen und Geräte, die Verfügbarkeit und Kenntnis der entspre- 
chenden Normen und Vorschriften und eine interne Qualitäts- 
sicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation) 

 
Stichprobe     eine einmalige Probenahme aus einen Abwasserstrom  

Neufassung der 
Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung 

der Gemeinde Neunkirchen 
(Entwässerungssatzung – EWS 2021) 

  
 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung sowie Art. 34 Abs. 2 
Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) erlässt die Gemeinde Neunkirchen folgende Satzung: 
 
 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) 
Die Gemeinde Neunkirchen betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Satzung eine Entwässerungseinrich-
tung. 
 
(2) 
Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde Neunkirchen. 
 
(3) 
Zur Entwässerungseinrichtung der Gemeinde Neunkirchen gehören auch die Grundstücksanschüsse, soweit sie 
sich im öffentlichen Straßengrund befinden.  
 

§ 2 
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1) 
Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck die-
nende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn 
es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechtes handelt. Soweit 
rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen.  
 
(2) 
Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Erbbauberechtigte 
oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.  
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Abwasser    Ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen  
      oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser 
      und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser 
      (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich 
      von bebauten oder befestigten Flächen gesammelte Wasser  
      (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus 
      Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen  
      austretenden und gesammelten Flüssigkeiten.  
       
      Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in  
      landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschl. Jauche 
      und Gülle) das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich,  
      forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu 
      werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das  
      häusliche Abwasser. 
 
Kanäle     sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasser- 
      Kanäle einschl. der Sonderbauwerke wie z.B. Schächte,  
      Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 

Neufassung der 
Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung 

der Gemeinde Neunkirchen 
(Entwässerungssatzung – EWS 2021) 

  
 
 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung sowie Art. 34 Abs. 2 
Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) erlässt die Gemeinde Neunkirchen folgende Satzung: 
 
 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1) 
Die Gemeinde Neunkirchen betreibt zur Abwasserbeseitigung nach dieser Satzung eine Entwässerungseinrich-
tung. 
 
(2) 
Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde Neunkirchen. 
 
(3) 
Zur Entwässerungseinrichtung der Gemeinde Neunkirchen gehören auch die Grundstücksanschüsse, soweit sie 
sich im öffentlichen Straßengrund befinden.  
 

§ 2 
Grundstücksbegriff, Verpflichtete 

 
(1) 
Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck die-
nende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn 
es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechtes handelt. Soweit 
rechtlich verbindliche planerische Vorstellungen vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen.  
 
(2) 
Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Erbbauberechtigte 
oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.  
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Abwasser    Ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen  
      oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser 
      und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser 
      (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich 
      von bebauten oder befestigten Flächen gesammelte Wasser  
      (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus 
      Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen  
      austretenden und gesammelten Flüssigkeiten.  
       
      Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in  
      landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschl. Jauche 
      und Gülle) das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich,  
      forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu 
      werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das  
      häusliche Abwasser. 
 
Kanäle     sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasser- 
      Kanäle einschl. der Sonderbauwerke wie z.B. Schächte,  
      Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
 
Schmutzwasserkanäle   dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser. 
 
Mischwasserkanäle   sind zur Aufnahme von Niederschlagswasser 
 
Regenwasserkanäle   dienen ausschließlich der Ableitung von Niederschlagswasser. 
 
Sammelkläranlage   ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten 
      Abwasser einschl. der Abteilung zum Gewässer. 
 
Grundstücksanschlüsse   sind  

 bei Freispiegelkanälen:  
die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht 

 bei Druckentwässerung:  
die Leitungen vom Kanal bis zum Abwasserschacht 

 bei Unterdruckentwässerung:  
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschluss-
schachts. 

 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind  

 bei Freispiegelkanälen:  
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontrollschachtes. Hier-
zu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur 
ordnungsgemäßen Entwässerung eines Grundstücks (§ 9 Abs. 4)  

 bei Druckentwässerung: 
die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des 
Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwassersammel-
schachts. 

 bei Unterdruckentwässerung:  
die Einrichtung eines Grundstücks, die der Beseitigung des Ab-
wassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 

 
Kontrollschacht    ist ein Übergabeschacht, der zur Kontrolle und Wartung der Anlage  

dient. 
 
Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung)  

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen und Steuerungsanlage. 
 
Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung)  

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden 
 Stauraum sowie einer Absaugventileinheit. 

 
Messschacht    ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses  
      und für die Entnahme von Abwasserproben.  
 
Abwasserbehandlungsanlage   ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers  

vor Einleitung in den Kanal zu vermindern oder zu beseitigen. Hierzu 
zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Ab-
wassers sowie Anlagen zur (Vor-)Behandlung gewerblichen oder  
industriellen Abwassers.  

 
fachl. geeigneter Unternehmer   ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksent- 

wässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Voraussetzung für die 
fachliche Eignung sind insbesondere:  

 
die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verant-
wortlichen technischen Leitung,  
die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche 
Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an Grundstücksentwässer- 
ungsanlagen, die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge,  
Maschinen und Geräte, die Verfügbarkeit und Kenntnis der entspre- 
chenden Normen und Vorschriften und eine interne Qualitäts- 
sicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation) 

 
Stichprobe     eine einmalige Probenahme aus einen Abwasserstrom  

Neufassung der Satzung für die öffentliche Entwässerungseinrichtung
der Gemeinde Neunkirchen

(Entwässerungssatzung – EWS 2021)
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Mischprobe einer Probe   die in einem bestimmten Zeitraum kontinuierlich entnommen wird,  
oder eine Probe aus mehreren Proben, die in einem Zeitraum konti-
nuierlich oder diskontinuierlich entnommen und gemischt werden.  
Hier ist zu unterscheiden:  
 Zeitproportionale Probenahme:  

Eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in gleichen Zeitab- 
ständen gleiche Volumina entnommen werden.  

 
 Durchflussproportionale Probenahme:  

1. eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in gleichen Zeit-
abständen variable, dem jeweiligen Durchfluss proportionale  
Volumina entnommen werden.  

2. eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in variablen, 
dem Durchfluss proportionalen Zeitabständen gleiche Volu-
mina entnommen werden.  

 
Qualifizierte Stichprobe   eine Mischprobe aus mindestens fünf Stichproben die in einem 

Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger 
als zwei Minuten entnommen und gemischt werden.  

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) 
Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffent-
liche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 – 17 alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten.  
 
(2) 
Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlos-
sen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende 
Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde 
Neunkirchen. 
 
(3) 
Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,  
 

a)  wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage übernommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt; 

 
b) solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes 

nicht möglich ist.  
 
(4) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung 
des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5) 
Für neu anzuschließende Grundstücke besteht kein Benutzungsrecht, soweit eine Rückhaltung, Verdunstung, 
Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Für bereits 
angeschlossene Grundstücke kann das Anschluss- und Benutzungsrecht für Niederschlagswasser ausgeschlossen 
werden, soweit eine Rückhaltung, Verdunstung, Versicherung oder anderweitige Beseitigung ordnungsgemäß 
möglich ist und für den Grundstückseigentümer keine unzumutbaren Härten entstehen.  
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) 
Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung 
anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist. 
 
(2) 
Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4 ) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungsein-
richtung anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.  

Praxis zu. Und nun?

HEUTE ZUM ARZT
Sie haben Beschwerden, die Sie mit Hausmitteln oder der Hausapotheke nicht in den 
Griff bekommen. Bis zum nächsten Werktag können Sie nicht warten. Sie brauchen einen 
Arzt – noch heute. Für diese Fälle gibt es außerhalb der Sprechzeiten die deutschland-
weite Nummer des Ärztlichen Bereitschaftsdienstes:  = 116 117

WENN JEDE MINUTE ZÄHLT
Sie haben plötzlich heftige Beschwerden oder hatten einen Unfall. Und fürchten ernste 
bis lebensbedrohliche Folgen, wenn Sie nicht sofort behandelt werden. Zum Beispiel 
bei Anzeichen eines Herzinfarktes, eines Schlafanfalls oder in einem ähnlich dringenden 
Notfall. Jetzt gilt es, keine Zeit zu verlieren:  Wählen Sie sofort den Notruf:  = 112

Auch außerhalb der Sprechzeiten – zum Beispiel nachts und am Wochenende – sind Sie bestens ver-
sorgt: Bei akuten, nicht lebensbedrohlichen Beschwerden wählen Sie die Telefonnummer 116 117. 
Hier erfahren Sie am schnellsten, wie und wo Sie die ärztliche Hilfe erhalten, die Sie brauchen. Die 
Rufnummer 116 117 funktioniert ohne Vorwahl und gilt deutschlandweit. Der Anruf ist für Sie ko-
stenfrei – über das Festnetz und auch über das Mobiltelefon. Der ärztliche Bereitschaftsdienst ver-
sorgt sowohl Kassen- als auch Privatpatienten.
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(5) 
Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzu-
schließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messein-
richtungen und dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dul-
den, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Ab-
wassers erforderlich sind.  
 

§ 9 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) 
Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigen-
tümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungs-
einrichtung abgeleitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit 
einer Abwasserbehandlungsanlage auszustatten. 
 
(2) 
Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlange im Sinne des Abs. 1 Satz 2 sind 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu 
ändern, zu unterhalten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsan-
lage im Sinne des Abs. 1 Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik maßgebend.  
 
(3) 
Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Gemeinde Neunkirchen 
kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckent-
wässerung oder Unterdruckentwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grund-
stücksentwässerungsanlage über den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt 
werden kann.  
 
(4) 
Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Gemeinde Neunkirchen vom Grundstückseigentümer den 
Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zu Entwässerung des Grundstückes verlangen, wenn ohne diese Anlage 
eine ordnungsgemäße Beseitigung des Abwassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
sprechenden Planung und Ausführung des Kanalsystems für die Gemeinde Neunkirchen nicht möglich oder nicht 
wirtschaftlich ist. 
 
(5) 
Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen.  
 
(6) 
Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer 
ausgeführt werden. Die Gemeinde Neunkirchen kann den fachlichen Nachweis der fachlichen Eignung verlangen.  
 

§ 10 
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) 
Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Gemeinde Neunkirchen 
folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1 : 1000. 
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1 : 100, aus denen der Verlauf der Leistungen und im 

Falle des § 9 Abs. 2 die Grundstückskläranlage ersichtlich sind. 
c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1 : 100, 
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ser miterfasst werden soll, 
- Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, 
- die abwassererzeugende Betriebsvorgänge, 

(5) 
Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzu-
schließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messein-
richtungen und dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dul-
den, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Ab-
wassers erforderlich sind.  
 

§ 9 
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) 
Jedes Grundstück, das an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigen-
tümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungs-
einrichtung abgeleitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit 
einer Abwasserbehandlungsanlage auszustatten. 
 
(2) 
Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlange im Sinne des Abs. 1 Satz 2 sind 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu 
ändern, zu unterhalten, stillzulegen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsan-
lage im Sinne des Abs. 1 Satz 2 ist darüber hinaus der Stand der Technik maßgebend.  
 
(3) 
Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Gemeinde Neunkirchen 
kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckent-
wässerung oder Unterdruckentwässerung gelten Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grund-
stücksentwässerungsanlage über den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt 
werden kann.  
 
(4) 
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Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zu Entwässerung des Grundstückes verlangen, wenn ohne diese Anlage 
eine ordnungsgemäße Beseitigung des Abwassers bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
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(6) 
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Mischprobe einer Probe   die in einem bestimmten Zeitraum kontinuierlich entnommen wird,  
oder eine Probe aus mehreren Proben, die in einem Zeitraum konti-
nuierlich oder diskontinuierlich entnommen und gemischt werden.  
Hier ist zu unterscheiden:  
 Zeitproportionale Probenahme:  

Eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in gleichen Zeitab- 
ständen gleiche Volumina entnommen werden.  

 
 Durchflussproportionale Probenahme:  

1. eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in gleichen Zeit-
abständen variable, dem jeweiligen Durchfluss proportionale  
Volumina entnommen werden.  

2. eine diskontinuierliche Probenahme, bei der in variablen, 
dem Durchfluss proportionalen Zeitabständen gleiche Volu-
mina entnommen werden.  

 
Qualifizierte Stichprobe   eine Mischprobe aus mindestens fünf Stichproben die in einem 

Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger 
als zwei Minuten entnommen und gemischt werden.  

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) 
Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die öffent-
liche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 – 17 alles Abwasser in 
die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten.  
 
(2) 
Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlos-
sen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende 
Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde 
Neunkirchen. 
 
(3) 
Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht,  
 

a)  wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen Entwässe-
rungsanlage übernommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt; 

 
b) solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwandes 

nicht möglich ist.  
 
(4) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung 
des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5) 
Für neu anzuschließende Grundstücke besteht kein Benutzungsrecht, soweit eine Rückhaltung, Verdunstung, 
Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Für bereits 
angeschlossene Grundstücke kann das Anschluss- und Benutzungsrecht für Niederschlagswasser ausgeschlossen 
werden, soweit eine Rückhaltung, Verdunstung, Versicherung oder anderweitige Beseitigung ordnungsgemäß 
möglich ist und für den Grundstückseigentümer keine unzumutbaren Härten entstehen.  
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) 
Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die Entwässerungseinrichtung 
anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist. 
 
(2) 
Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4 ) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die Entwässerungsein-
richtung anzuschließen, wenn Abwasser anfällt.  
(3) 
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.  
 
(4) 
Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 
 
(5) 
Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrech-
tes alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde Neunkirchen die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meindewohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde Neunkirchen einzureichen. 
 
(2) 
Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) 
Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde 
Neunkirchen durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  
Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichens bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.  
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 
Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, 
vom Grundstückseigentümer hergestellt, verbessert, geändert und unterhalten, sowie stilllegt und beseitigt;  
§ 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
(2) 
Werden Kanäle in öffentlichen Straßen verlegt, so kann die Gemeinde Neunkirchen die Grundstücksanschlüsse 
selbst herstellen, auch soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind. Die Grund-
stücksinhaber sind vorher schriftlich zu unterrichten.  
 
(3) 
Die Gemeinde Neunkirchen bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
(4) 
Das Benutzen der gemeindeeigenen öffentlichen Straße zur Führung der Grundstücksanschlüsse ist im erforderli-
chen Umfang kostenlos gestattet.  

(3) 
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.  
 
(4) 
Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 
 
(5) 
Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrech-
tes alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde Neunkirchen die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meindewohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde Neunkirchen einzureichen. 
 
(2) 
Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) 
Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde 
Neunkirchen durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  
Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichens bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.  
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 
Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, 
vom Grundstückseigentümer hergestellt, verbessert, geändert und unterhalten, sowie stilllegt und beseitigt;  
§ 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
(2) 
Werden Kanäle in öffentlichen Straßen verlegt, so kann die Gemeinde Neunkirchen die Grundstücksanschlüsse 
selbst herstellen, auch soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind. Die Grund-
stücksinhaber sind vorher schriftlich zu unterrichten.  
 
(3) 
Die Gemeinde Neunkirchen bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
(4) 
Das Benutzen der gemeindeeigenen öffentlichen Straße zur Führung der Grundstücksanschlüsse ist im erforderli-
chen Umfang kostenlos gestattet.  

(3) 
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.  
 
(4) 
Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 
 
(5) 
Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrech-
tes alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde Neunkirchen die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meindewohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde Neunkirchen einzureichen. 
 
(2) 
Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) 
Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde 
Neunkirchen durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  
Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichens bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.  
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 
Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, 
vom Grundstückseigentümer hergestellt, verbessert, geändert und unterhalten, sowie stilllegt und beseitigt;  
§ 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
(2) 
Werden Kanäle in öffentlichen Straßen verlegt, so kann die Gemeinde Neunkirchen die Grundstücksanschlüsse 
selbst herstellen, auch soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind. Die Grund-
stücksinhaber sind vorher schriftlich zu unterrichten.  
 
(3) 
Die Gemeinde Neunkirchen bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
(4) 
Das Benutzen der gemeindeeigenen öffentlichen Straße zur Führung der Grundstücksanschlüsse ist im erforderli-
chen Umfang kostenlos gestattet.  

(3) 
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.  
 
(4) 
Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 
 
(5) 
Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrech-
tes alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde Neunkirchen die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meindewohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde Neunkirchen einzureichen. 
 
(2) 
Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) 
Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde 
Neunkirchen durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  
Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichens bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.  
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 
Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, 
vom Grundstückseigentümer hergestellt, verbessert, geändert und unterhalten, sowie stilllegt und beseitigt;  
§ 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
(2) 
Werden Kanäle in öffentlichen Straßen verlegt, so kann die Gemeinde Neunkirchen die Grundstücksanschlüsse 
selbst herstellen, auch soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind. Die Grund-
stücksinhaber sind vorher schriftlich zu unterrichten.  
 
(3) 
Die Gemeinde Neunkirchen bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
(4) 
Das Benutzen der gemeindeeigenen öffentlichen Straße zur Führung der Grundstücksanschlüsse ist im erforderli-
chen Umfang kostenlos gestattet.  

(3) 
Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, 
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.  
 
(4) 
Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur 
Folge haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen 
Fällen ist der Anschluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb der von ihr 
gesetzten Frist herzustellen. 
 
(5) 
Auf Grundstücken, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrech-
tes alles Abwasser in die Entwässerungseinrichtung einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grund-
stückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde Neunkirchen die 
dafür erforderliche Überwachung zu dulden.  
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 
(1) 
Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der 
Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Ge-
meindewohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Ge-
meinde Neunkirchen einzureichen. 
 
(2) 
Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1) 
Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann die Gemeinde 
Neunkirchen durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  
Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichens bestimmt werden, soweit dies 
sachgerecht ist.  
 

§ 8 
Grundstücksanschluss 

 
(1) 
Der Grundstücksanschluss wird, soweit er nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungseinrichtung ist, 
vom Grundstückseigentümer hergestellt, verbessert, geändert und unterhalten, sowie stilllegt und beseitigt;  
§ 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
(2) 
Werden Kanäle in öffentlichen Straßen verlegt, so kann die Gemeinde Neunkirchen die Grundstücksanschlüsse 
selbst herstellen, auch soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungsanlage sind. Die Grund-
stücksinhaber sind vorher schriftlich zu unterrichten.  
 
(3) 
Die Gemeinde Neunkirchen bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden 
dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 
(4) 
Das Benutzen der gemeindeeigenen öffentlichen Straße zur Führung der Grundstücksanschlüsse ist im erforderli-
chen Umfang kostenlos gestattet.  
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- Höchstzufluß und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, 

Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 
 

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Die Pläne müssen den bei der Gemeinde Neunkirchen aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterla-
gen sind von dem Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Gemeinde Neunkir-
chen kann, falls erforderlich, weitere Unterlagen anfordern.  
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen 
dieser Satzung entspricht. Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde Neunkirchen schriftlich ihre Zustimmung und 
gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Gemeinde Neunkirchen nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen seine Zustimmung schriftlich verweigert. 
Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlange nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt die Gemeinde 
Neunkirchen dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 
Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(3) 
Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn 
die Zustimmung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt.  Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unbe-
rührt. 
 
(4) 
Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Neunkirchen Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
(1) 
Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde Neunkirchen den Beginn des Herstellens, des Änderns, des 
Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten 
sofort begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen überprüft die Arbeiten. Im Rahmen dieser Überprüfung kann die Gemeinde Neunkir-
chen verlangen, dass der Grundstückseigentümer eine aufgrund § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehand-
lungsanlage vor erstmaliger Inbetriebnahme durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich geeigne-
ten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen lässt, sowie, dass die Bestä-
tigung der Gemeinde Neunkirchen vorzulegen ist. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer auf Auf-
forderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb einer angemessenen Frist beseitigen zu lassen; die Beseiti-
gung der Mängel ist der Gemeinde Neunkirchen anzuzeigen.  
 
(3) 
Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde Neunkirchen verdeckt werden.
Andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde Neunkirchen freizulegen. 
Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereit-
zustellen. 
 
(4) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage nur mit seiner 
Zustimmung in Betrieb genommen wird. Die Zustimmung kann insbesondere von der Vorlage einer Bestä-
tigung nach Abs. 2 Satz 2 abhängig gemacht werden.  
 
(5) 
Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2 oder die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch die Gemein-
de Neunkirchen befreien den Grundstückseigentümer, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger 
nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 
 

- Höchstzufluß und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, 

Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 
 

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Die Pläne müssen den bei der Gemeinde Neunkirchen aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterla-
gen sind von dem Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Gemeinde Neunkir-
chen kann, falls erforderlich, weitere Unterlagen anfordern.  
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen 
dieser Satzung entspricht. Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde Neunkirchen schriftlich ihre Zustimmung und 
gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Gemeinde Neunkirchen nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen seine Zustimmung schriftlich verweigert. 
Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlange nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt die Gemeinde 
Neunkirchen dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 
Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(3) 
Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn 
die Zustimmung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt.  Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unbe-
rührt. 
 
(4) 
Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Neunkirchen Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
(1) 
Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde Neunkirchen den Beginn des Herstellens, des Änderns, des 
Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schriftlich 
anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten 
sofort begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen überprüft die Arbeiten. Im Rahmen dieser Überprüfung kann die Gemeinde Neunkir-
chen verlangen, dass der Grundstückseigentümer eine aufgrund § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehand-
lungsanlage vor erstmaliger Inbetriebnahme durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich geeigne-
ten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen lässt, sowie, dass die Bestä-
tigung der Gemeinde Neunkirchen vorzulegen ist. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer auf Auf-
forderung durch die Gemeinde Neunkirchen innerhalb einer angemessenen Frist beseitigen zu lassen; die Beseiti-
gung der Mängel ist der Gemeinde Neunkirchen anzuzeigen.  
 
(3) 
Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde Neunkirchen verdeckt werden.
Andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde Neunkirchen freizulegen. 
Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereit-
zustellen. 
 
(4) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage nur mit seiner 
Zustimmung in Betrieb genommen wird. Die Zustimmung kann insbesondere von der Vorlage einer Bestä-
tigung nach Abs. 2 Satz 2 abhängig gemacht werden.  
 
(5) 
Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2 oder die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch die Gemein-
de Neunkirchen befreien den Grundstückseigentümer, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger 
nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 
 

- Höchstzufluß und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, 

Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 
 

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, 
Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 

 
Die Pläne müssen den bei der Gemeinde Neunkirchen aufliegenden Planmustern entsprechen. Alle Unterla-
gen sind von dem Grundstückseigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Gemeinde Neunkir-
chen kann, falls erforderlich, weitere Unterlagen anfordern.  
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen 
dieser Satzung entspricht. Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde Neunkirchen schriftlich ihre Zustimmung und 
gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Gemeinde Neunkirchen nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen seine Zustimmung schriftlich verweigert. 
Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlange nicht den Bestimmungen dieser Satzung, setzt die Gemeinde 
Neunkirchen dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 
Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(3) 
Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn 
die Zustimmung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt.  Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unbe-
rührt. 
 
(4) 
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Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe bereit-
zustellen. 
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(2) 
Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde Neunkirchen. 
 
 

§ 15 
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

 
(1) 
In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 
 

- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder 

beschädigen, 
- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 
- die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlammes erschweren oder verhin-

dern oder 
- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 

 
(2) 
Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1. feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl, 
2. infektiöse Stoffe, Medikamente, 
3. radioaktive Stoffe, 
4. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder 

des Gewässers führen, Lösemittel, 
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten  

können, 
6. Grund- und Quellwasser, 
7. feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, 

Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die 
erhärten, 

8.  Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabschneidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhal-
tungen, Silagegärsaft, Blut und Schächtereien, Molke, 

9. Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Abwasserbehandlungsanlagen, Abortgru-
ben unbeschadet gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme. 

10. In Gewerbebetrieben dürfen Reinigungsmittel mit organischen Phosphorverbindungen nur nach Rück-
sprache mit der Gemeinde Neunkirchen erfolgen. Der Einsatz dieser Stoffe kann seitens der Gemeinde 
Neunkirchen befristet werden. 

11. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis der Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungs-
fähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als 
gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, poly-
cyclische Aromaten, Phenole. 

 
Ausgenommen sind 

 
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie 

auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 
b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden 

können und deren Einleitung die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 
oder 4 zugelassen hat; 

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 Wasserhaushaltsgesetzt eingeleitet 
werden.  

 
12. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den 

Mindestanforderungen nach § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 
- das wärmer als + 35o C ist, 
- das einen ph-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
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(6) 
Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die 
ordnungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Klein-
kläranlagen vor, ersetzt diese die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 2 Satz 2. 
 

§ 12 
Überwachung 

 
(1) 
Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und 
Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten 
durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen 
zu lassen; für Anlagen in Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverord-
nung unberührt. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde Neunkirchen die Bestätigung innerhalb von vier 
Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufgefordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigen-
tümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausstel-
lung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung 
kann auf Antrag verlängert werden.  
 
(2) 
Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen.  
 
(3) 
Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, 
Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüg-
lich der Gemeinde Neunkirchen anzuzeigen. 
 
(4) 
Wird Gewerbe- oder Industriewasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 
abweicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Gemeinde Neunkirchen den Einbau und den Betrieb 
von Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich 
vorgeschriebenen Eigen- und Selbstüberwachung der Gemeinde Neunkirchen vorgelegt wird.  
 
(5) 
Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist die Gemeinde Neunkirchen befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jeder-
zeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Das-
selbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Gemeinde Neunkirchen nicht selbst 
unterhält. Die Gemeinde Neunkirchen kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unter-
haltenden Anlagen in einem Zustand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt. Führt die Gemeinde Neunkirchen aufgrund 
der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Messschächte oder der vom 
Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, beginnt die Frist 
nach Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die Gemeinde Neunkirchen neu zu laufen.  
 
(6) 
Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 5 gelten auch für die Benutzer der Grundstücke. 
 

§ 13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässe-
rungseinrichtung dienende Grundstückentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen 
in dem Umfang außer Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt 
wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.  
 

§ 14 
Einleiten in die Kanäle 

 
(1) 
In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet 
werden. In Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
 

(6) 
Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die 
ordnungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Klein-
kläranlagen vor, ersetzt diese die Prüfung und Bestätigung nach Abs. 2 Satz 2. 
 

§ 12 
Überwachung 

 
(1) 
Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und 
Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten 
durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen 
zu lassen; für Anlagen in Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverord-
nung unberührt. Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde Neunkirchen die Bestätigung innerhalb von vier 
Wochen nach Abschluss der Prüfung unaufgefordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigen-
tümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei erheblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausstel-
lung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung 
kann auf Antrag verlängert werden.  
 
(2) 
Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen.  
 
(3) 
Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, 
Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüg-
lich der Gemeinde Neunkirchen anzuzeigen. 
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Wird Gewerbe- oder Industriewasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 
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von Überwachungseinrichtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich 
vorgeschriebenen Eigen- und Selbstüberwachung der Gemeinde Neunkirchen vorgelegt wird.  
 
(5) 
Unbeschadet der Abs. 1 bis 4 ist die Gemeinde Neunkirchen befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jeder-
zeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Das-
selbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Gemeinde Neunkirchen nicht selbst 
unterhält. Die Gemeinde Neunkirchen kann jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unter-
haltenden Anlagen in einem Zustand gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der 
Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt. Führt die Gemeinde Neunkirchen aufgrund 
der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Messschächte oder der vom 
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§ 16 
Abscheider 

 
(1) 
Können mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten wie z.B. Benzin oder Mineralöl in die Entwässerungseinrichtung 
gelangen, sind in die Grundstücksentwässerungsanlagen entsprechende Abscheider für Leichtflüssigkeiten gemäß 
DIN EN 858 (in seiner jeweiligen gültigen Fassung) einzubauen. Werden Abwässer aus Wasch- und Reinigungs-
vorgängen über Abscheider geführt, so dürfen ausschließlich schnell deemulgierende Reinigungsmittel eingesetzt 
werden, die die Abtrennung der Leichtflüssigkeiten nicht behindert.  
 
(2) 
Soweit per Bescheid für den Einzelfall nicht anders geregelt, sind Leichtflüssigkeitsabscheider nach den Bestim-
mungen der DIN EN 858 und DIN 1999-100 (in seiner jeweils gültigen Fassung) durch ein Fachunternehmen zu 
errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten. Die Gemeinde Neunkirchen kann den Nachweis der ordnungs-
gemäßen monatliche Eigenkontrolle, halbjährige Wartung, Entleerung und Generalinspektion verlangen. Die Ge-
neralinspektion ist alle fünf Jahre durch einen Fachkundigen durchzuführen. Die Entleerung des Leichtstoffab-
scheiders kann bedarfsgerecht erfolgen. Sie muss erfolgen, wenn 50 % des Schlammstandes im Schlammfang 
und 80 % der Ölschichtdicke im Abscheider erreicht sind. Das Abscheidegut ist den abfallrechtlichen Bestimmun-
gen entsprechend ordnungsgemäß zu entsorgen. Die entsprechenden Entsorgungsbelege sind vom Anlagenbe-
treiber aufzubewahren.  
 
(3)  
Sollen fetthaltige Abwässer in die öffentliche Entwässerungsanlage eingeleitet werden sind entsprechende Fett-
abscheider nach DIN EN 1825 (in seiner gültigen Fassung) einzubauen und insoweit ausschließlich diese zu be-
nutzen. Den Abscheidern dürfen keine enzym- oder bakterienhaltige Produkte zugesetzt werden.  
 
(4)  
Fettabscheider sind in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf durch ein Fachunternehmen nach den Vorga-
ben der DIN EN 1825 Teil 2 und 4040-100 (in der jeweils gültigen Fassung) zu entleeren und zu warten. Die 
Gemeinde Neunkirchen kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Ge-
neralinspektion verlangen.  
 
(5)  
Entleeren der Abscheideanlagen heißt entleeren, reinigen und wieder mit Wasser befüllen.  
 

§ 17 
Untersuchung des Abwassers 

 
(1) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Auf- 
schluss verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers 
geändert werden, ist der Gemeinde Neunkirchen auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine Stoffe 
enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen. 
 
(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch auf Kosten des Grund- 
stückseigentümers untersuchen lassen. Auf die Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Ein-
leitung in die Sammelkanalisation eine wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, 
die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus der Eigen- oder Selbstüberwachung ordnungsgemäß durch-
geführt und die Ergebnisse der Gemeinde Neunkirchen vorgelegt werden. Die Gemeinde Neunkirchen kann 
verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und 
die Messergebnisse vorgelegt werden. 
 

§ 18 
Haftung 

 
(1) 
Die Gemeinde Neunkirchen haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die aus solchen Betriebsstörungen 
beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrich-
tung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schäden durch Rückstau infolge von unabwend-
baren Naturereignissen, insbesondere Hochwasser, hervorgerufen werden. 
 

- das als Kühlwasser benutzt worden ist, 
- das folgende Grenzwerte überschreitet: 

 
Parameter Konzentration Grenzwerte 
Kohlenwasserstoff mg/l 20 
Kohlenwasserstoffe mg/l 5 (Abläufe von Koaleszenzabschei-

dern) 
AOX mg/l 1,0 
Blei mg/l 1,0 
Cadmium mg/l 0,5 
Chrom mg/l 1,0 
Chromat mg/l 0,2 
Kupfer mg/l 1,0 
Nickel mg/l 1,0 
Zink mg/l 5,0 
Quecksilber mg/l 0,1 
extrahierte lipophile Stoffe mg/l 300 

 
13. nicht neutralisierendes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln,  
14. nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung 

von 200 kW.  
 

(3) 
Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b werden gegenüber den einzelnen Anschlusspflichti-
gen oder im Rahmen der Sondervereinbarung festgelegt. 
 
(4) 
Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde Neunkirchen in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Ab- 
wasser besonderer Art und Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit 
dies zum Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Ent-
wässerungseinrichtung geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde 
Neunkirchen erteilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 
 
(5) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einlei- 
tung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich 
geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder 
Bescheide ändern. Die Gemeinde Neunkirchen kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geän-
derten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 
 
(6) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der 
Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb der 
öffentlichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat er der Gemeinde eine 
Beschreibung nebst Plänen in doppelter Fertigung vorzulegen.  
 
(7) 
Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten 
Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er ver-
pflichtet, das Kondensat zu neutralisieren und die Gemeinde Neunkirchen über die Funktionsfähigkeit der Neutra-
lisationsanlage jährlich eine Bescheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-
Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fachbetriebs vorzulegen.  
 
(8) 
Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde Neunkirchen und einem Verpflichteten, die das Einleiten 
von Stoffen im Sinn des Absatzes 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der Entwässerungseinrichtung 
ermöglichen, bleiben vorbehalten. 
 
(9) 
Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die Entwässerungsein-
richtung gelangen, ist die Gemeinde Neunkirchen sofort zu verständigen. 
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Selbstablesung der Strom-, Gas- und Wasserzähler 2021

Bald ist es wieder soweit und wir werden ab der zweiten Dezemberwoche die 
Ablesekarten für die diesjährige Jahresverbrauchsabrechnung zustellen. Wie in 
den letzten Jahren bitten wir Sie wieder um Ihre aktive Mithilfe. Die Zählerstände 
können Sie bequem in unserem Internetportal (we-are-energy.de) bzw. über den 
auf der Ablesekarte angedruckten QR-Code melden. Alternativ besteht natürlich 
auch weiterhin die Möglichkeit die Karte auf dem Postweg zu versenden oder direkt 
bei unserem Kunden-Center einzuwerfen.

Falls Sie bei der letzten Jahresable-
sung Ihre Emailadresse angegeben 
haben, erhalten Sie vorab eine 
Ableseaufforderung per Email. 
Wenn Sie Ihren Zählerstand mel-
den, brauchen  wir keine weitere 
Ablesekarte an Sie versenden und 
schonen damit die Umwelt!

Bereits in den vergangenen Jahren haben wir die Selbstablesung erfolgreich mit 
Ihnen durchgeführt. Mehr als 95% der angeforderten Zählerstände wurden 
über alle Kommunikationswege (Internetportal, QR-Code oder Postrücksendung) 
an uns übermittelt. 
Hierfür und für Ihre künftige Unterstützung unseren herzlichsten Dank!

erdgas

EMB Energieversorgung Miltenberg-Bürgstadt GmbH & Co. KG

Luitpoldstraße 17  Fon: 0 93 71 - 40 45 00
63897 Miltenberg  kundencenter@we-are-energy.de

we-are-energy.deIHR ZÄHLERSTAND IST GEFRAGT!

Wir führen aus:

Verputz • Anstrich • Malerei
Gerüstbau • Trockenbau • Voll-Wärmeschutz

Bürgstadt • Am Bischof 10
 Tel. 0 93 71 / 6 77 64  • Fax: 0 93 71 / 6 99 29

Mobil: 01 70 / 2 38 90 86 • www.malerwachtel.de
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§21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 
1 Satz 2 und Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten Anzei-
ge-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlangepflichten verletzt,  

2. entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde Neunkirchen mit der Herstellung oder Ände-
rung der Grundstücksentwässerungsanlange beginnt,  

3. entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 
Abs 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 

4. entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde Neunkirchen die Leitungen verdeckt, 
5. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsanlagen nicht innerhalb der vorgegebenen 

Fristen überprüfen lässt, 
6. entgegen der Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrich-

tung einleitet oder einbringt,  
7. entgegen § 16 Abscheider nicht entsprechend der Vorgaben der DIN EN bzw. DIN Vorschriften betreibt, 
8. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde 

Neunkirchen nicht ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen gewährt.   
 

§ 22 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1) 
Die Gemeinde Neunkirchen kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen An-
ordnungen für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) 
Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens 
gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
(1) 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe in Kraft 
 
(2) 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 06.11.1989 sowie die Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung vom 
17.01.2007 außer Kraft. 
 
(3) 
Anlagen im Sinne des § 12 Abs. 1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen und bei denen 
nicht nachgewiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jahren vor Inkrafttreten der Satzung nach der zur Zeit der 
Prüfung geltenden Rechtsvorschriften geprüft wurden, sind spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung 
zu prüfen. Für nach § 12 Abs. 2 zu überwachende Kleinkläranlangen, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits 
bestehen, gilt Art. 60 Abs. 4 BayWG. 
 
 
Neunkirchen, 15.11.2021 
 
 
gez. Seitz  
1. Bürgermeister 
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gez. Seitz  
1. Bürgermeister 
 

(2) 
Die Gemeinde Neunkirchen haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der Entwässerungseinrichtung 
ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren sich die Gemeinde Neunkirchen zur Erfüllung ihrer Verpflichtun-
gen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
(3) 
Der Grundstückseigentümer und der Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässer-
ungseinrichtung einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
(4) 
Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde 
Neunkirchen für alle ihr dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachtei-
le, die durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlus-
ses verursacht werden, soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern, zu än-
dern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 19 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) 
Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ablei-
tung von Abwasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen 
unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich 
sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzu-
schließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum 
Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbesei-
tigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der  
Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 
 
(2) 
Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
seines Grundstücks zu benachrichtigen. 
 
(3) 
Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde Neunkirchen zu tragen, 
soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstückes dient. 
 
(4) 
Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die 
durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 20 
Betretungsrecht 

 
(1) 
Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer 
satzungsgemäßen und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Ge-
meinde Neunkirchen zu angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen 
und Wohnräume im erforderlichen Umfang betreten; auf Verlangen haben sich diese Personen auszuweisen. 
Ihnen ist ungehindert Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren und sind die notwendigen Auskünfte zu ertei-
len. Die Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher verständigt; 
das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessungen.  
 
(2) 
Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt.  
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Amtlicher Teil
der Gemeinde Eichenbühl mit Ortsteilen

Standesamtliche Mitteilungen

Bitte beachten: 
Standesamtliche Nachrichten wie Geburten, Eheschließungen oder Sterbefälle 
können aus Datenschutzgründen nur veröffentlicht werden, wenn die Beteilig- 
ten/Angehörigen schriftlich (per Post oder E-Mail an standesamt@eichenbuehl.de) 
zustimmen. 

Geburten
04.11. 	 Hannah Neuberger, Tochter von Stephanie Jörke
	 und Florian Peter Neuberger, Wengertsberg 12

10.11. 	 Johanna Wohlfeil, Tochter von Stefan und Manuela
	 Claudia Wohlfeil geb. Kneidinger, Wengertsberg 16

*  *  *

Führerschein !?

Unterricht und Anmeldung:

Eichenbühl:  Montag 19:30 Uhr
Miltenberg:  Dienstag und Donnerstag 18:30 Uhr
Amorbach:  Montag und Donnerstag 19:00 Uhr 
Kleinheubach: Dienstag 19:00 Uhr
 Freitag  16:30 Uhr

Infos im Internet: www.fahrschule-grosskinsky.de 
oder einfach anrufen: 0170/3115887

Sie wollen eine kompetente und fachgerechte Führerschein-
ausbildung? Dann sind Sie bei uns genau richtig!  

Wir bieten Ihnen:

  Ausbildung in allen Klassen
  optimale Ausbildung in Theorie und Praxis
  praxisgerechte Ausbildungsfahrzeuge
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GEMEINDE EICHENBÜHL

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung (BGS-WAS) im Hauptort Eichenbühl

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die 
Gemeinde Eichenbühl folgende

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung
zur Wasserabgabesatzung im Hauptort Eichenbühl

§ 1

§ 9 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Nenndurch-
fluss (Qn)

bis 	 2,5 m³/h	 48,00 €/Jahr 	
bis 	   6 m³/h	 60,00 €/Jahr
bis	 10 m³/h	 96,00 €/Jahr
über	 10 m³/h	         108,00 €/Jahr	, jeweils zzgl. 7% MwSt.

Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurch-
fluss (Q3)

bis 	   4 m³/h	 48,00 €/Jahr 	
bis 	 10 m³/h	 60,00 €/Jahr
bis	 16 m³/h	 96,00 €/Jahr
über	 16 m³/h	         108,00 €/Jahr	, jeweils zzgl. 7% MwSt.

§ 2

§ 10 Abs. 3 (Verbrauchsgebühr) erhält folgende Fassung:

	 netto                                zzgl. 7% MwSt                   brutto

	 3,74 €	 0,26 €	 4,00 €

pro Kubikmeter entnommenen Wassers.

§ 3

Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.

Eichenbühl, den 12.11.2021				    gez. Günther Winkler
GEMEINDE EICHENBÜHL					     1. Bürgermeister

Vorstehende Satzung wurde am 20.10.2021 vom Gemeinderat beschlossen.

GEMEINDE EICHENBÜHL
Stellenausschreibung 	

Die Gemeinde Eichenbühl sucht für das
Kindergartenjahr 2022/2023 für die gemeindliche
Kindertagesstätte Eichenbühl einen/eine

Vorpraktikant/Vorpraktikantin

Wenn Sie an dieser Tätigkeit interessiert sind, richten Sie Ihre Bewerbung 
mit den üblichen Unterlagen bis spätestens 6. Dezember 2021 an die 
Gemeinde Eichenbühl, Hauptstraße 97, 63928 Eichenbühl.

Für weitere Auskünfte steht Ihnen Herr Eckstein, Tel. 09371/9720 -15 gerne 
zur Verfügung.

Du hast handwerkliches Geschick
und möchtest Dich weiterentwickeln?
Du findest Spaß daran, Schönes zu 
erhalten, Neues zu gestalten ...
Vielleicht bist Du auch ausgebildeter 
Maler und Lackierer.

Dann melde Dich bei uns.
Gerne per Mail oder auch telefonisch. 

Uwe Bick – Malermeister
63930 Richelbach
info@maler-bick.de
0 93 78 – 284
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GEMEINDE EICHENBÜHL

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung (BGS-EWS)

Auf Grund des Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die 
Gemeinde Eichenbühl folgende

Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung
zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS)

§ 1

§ 10 Abs. 1 Satz 2 (Einleitungsgebühr) erhält folgende Fassung:
Die Gebühr beträgt 2,25 € pro Kubikmeter Abwasser.

§ 2

Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.

Eichenbühl, den 12.11.2021				    gez. Günther Winkler
GEMEINDE EICHENBÜHL					     1. Bürgermeister

Vorstehende Satzung wurde am 20.10.2021 vom Gemeinderat beschlossen.

*  *  *

Wer ko
mmt,

bekom
mt.....

..

Weihnachtsaktion
im Mühlen- und Naturkostladen 

vom 1. Dezember 2021 bis 22. Dezember 2021

   20% auf alle Mehle
    
   Eine schöne Adventszeit
   wünscht Ihnen
   Familie Vollhardt
   Ottenmühle
   63928 Eichenbühl
   Tel. 0  93  78  /  221

Öffnungszeiten: Mo.–Fr. 8.00 Uhr – 18.30 Uhr, Sa. 8.00 Uhr – 16.00 Uhr

Herzlichen Dank
Wir danken für die Anteilnahme, den Trost,
die Blumengebinde, die Beigaben zum Blumenkauf
und die zahlreiche Begleitung bei der Beisetzung
meiner geliebten Frau und unserer geliebten Mutter

Gertrud Senger  geb. Ott

Die Anteilnahme hat uns tief berührt. 

Der Verlust wiegt schwer.

Dr. Hans Günter Senger, 
Peter Senger und Andrea Senger

Riedern, Oktober 2021
	  

 

Hauptstraße 47
63927 Bürgstadt

=  9 98 50

Fax: (0 93 71) 9 98 51
Mobil: 01 71/266 76 19

hubheiz-service@t-online.de
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Nachrichten
aus den Gemeinden

   ERFTAL
BOTE

   ERFTAL-
BOTE

LANDRATSAMT MILTENBERG – Kommunale Abfallwirtschaft

Vom Handwerk kann man sich zur Kunst erheben.

Vom Pfuschen nie.                                   "Goethe"

Vom Handwerk kann man sich zur Kunst erheben. 
Vom Pfuschen nie.                                     „Goethe“
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Dienstag 23.11.
Miltenberg 9:00 Messfeier - Antoniusgedenken- Klosterkirche 
Mittwoch 24.11. Hl. Andreas Dung-Lac, Priester und Gefährten
Miltenberg 18:00 Messfeier für verstorbene Seelsorger des Dekanats - 

Pfarrkirche 
Miltenberg 18:30 Stille eucharistische Anbetung - Gemeindezentrum 
Donnerstag 25.11.
Miltenberg 17:00 Rosenkranz in der Klosterkirche 
Bürgstadt 17:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen - Neue Pfarrkirche
Miltenberg 18:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen - Gemeindezentrum 
Miltenberg 18:30 Messfeier - Gemeindezentrum 
Mainbullau 18:30 Andacht 
Freitag 26.11.
Bürgstadt 8:00 Messfeier - Neue Pfarrkirche (nach Meinung der Stifter / f. Kilian, 

Hedwig und Hermann Josef Hench und Angeh.) 

Samstag 27.11. Samstag der 34. Woche im Jahreskreis
Miltenberg 11:00 Beichtgelegenheit - Pfarrkirche 
Miltenberg 17:00 Messfeier in polnischer Sprache, davor Beichte - Gemeindezentrum
Bürgstadt 18:00 Rosenkranz/Beichtgelegenheit - Neue Pfarrkirche
Bürgstadt 18:30 Vorabendmesse mit Segnung der Adventskränze - Neue 

Pfarrkirche (f. Günther und Rufina Ruhmann (Leg.) / f. Paul und 
Marianne Platz und Sohn Albrecht / f. Leo und Hedwig Kern und Angeh. / 
f. Josef und Katharina Schmalbach / f. Josef und Irma Hock / f. Franz und 
Melanie Weigl, Eugen und Irmgard Reichert  und Cäcilie Weigl / 2. 
Seelenamt Elisabeth Schmitt / f. Alle, die aus der Kirche ausgetreten 
sind / f. alle anonym Bestatteten) 

Breitendiel 18:30 Vorabendmesse mit Segnung der Adventskränze 
Wenschdorf 18:30 Wort-Gottes-Feier mit Segnung der Adventskränze 
Sonntag 28.11. 1. ADVENT
Miltenberg 10:00 Messfeier mit Segnung der Adventskränze und mit 

Verabschiedung von Pastoralreferent Marcus Schuck- 
Pfarrkirche 

Mainbullau 10:00 Messfeier mit Segnung der Adventskränze für die 
Pfarreiengemeinschaft 

Miltenberg 11:00 Messfeier in portugiesischer Sprache - Gemeindezentrum 
Miltenberg 18:30 Messfeier (Dekanatsmesse) - Pfarrkirche 
Montag 29.11.
Miltenberg  Hausgottesdienst im Advent (Gebetstexte liegen in der Kirche auf)
Dienstag 30.11. HL. ANDREAS
Bürgstadt 18:00 Rosenkranz - Neue Pfarrkirche
Bürgstadt 18:30 Messfeier - Neue Pfarrkirche (f. Alfred und Dorothea Romatschke und 

Familie (Leg.) / f. Maria Wagner, Sohn Horst und Ursula Schindler / f. 
Maria (Mitz) und Philipp Meisenzahl / f. Ludwig Melcher und Familie 
Baumann / f. Armin Hein, Eltern und Schw.-Eltern / f. Margit Weiß und 
verst. Eltern) 

Mittwoch 01.12.

2021

 

Dienstag 23.11.
Miltenberg 9:00 Messfeier - Antoniusgedenken- Klosterkirche 
Mittwoch 24.11. Hl. Andreas Dung-Lac, Priester und Gefährten
Miltenberg 18:00 Messfeier für verstorbene Seelsorger des Dekanats - 

Pfarrkirche 
Miltenberg 18:30 Stille eucharistische Anbetung - Gemeindezentrum 
Donnerstag 25.11.
Miltenberg 17:00 Rosenkranz in der Klosterkirche 
Bürgstadt 17:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen - Neue Pfarrkirche
Miltenberg 18:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen - Gemeindezentrum 
Miltenberg 18:30 Messfeier - Gemeindezentrum 
Mainbullau 18:30 Andacht 
Freitag 26.11.
Bürgstadt 8:00 Messfeier - Neue Pfarrkirche (nach Meinung der Stifter / f. Kilian, 

Hedwig und Hermann Josef Hench und Angeh.) 

Samstag 27.11. Samstag der 34. Woche im Jahreskreis
Miltenberg 11:00 Beichtgelegenheit - Pfarrkirche 
Miltenberg 17:00 Messfeier in polnischer Sprache, davor Beichte - Gemeindezentrum
Bürgstadt 18:00 Rosenkranz/Beichtgelegenheit - Neue Pfarrkirche
Bürgstadt 18:30 Vorabendmesse mit Segnung der Adventskränze - Neue 

Pfarrkirche (f. Günther und Rufina Ruhmann (Leg.) / f. Paul und 
Marianne Platz und Sohn Albrecht / f. Leo und Hedwig Kern und Angeh. / 
f. Josef und Katharina Schmalbach / f. Josef und Irma Hock / f. Franz und 
Melanie Weigl, Eugen und Irmgard Reichert  und Cäcilie Weigl / 2. 
Seelenamt Elisabeth Schmitt / f. Alle, die aus der Kirche ausgetreten 
sind / f. alle anonym Bestatteten) 

Breitendiel 18:30 Vorabendmesse mit Segnung der Adventskränze 
Wenschdorf 18:30 Wort-Gottes-Feier mit Segnung der Adventskränze 
Sonntag 28.11. 1. ADVENT
Miltenberg 10:00 Messfeier mit Segnung der Adventskränze und mit 

Verabschiedung von Pastoralreferent Marcus Schuck- 
Pfarrkirche 

Mainbullau 10:00 Messfeier mit Segnung der Adventskränze für die 
Pfarreiengemeinschaft 

Miltenberg 11:00 Messfeier in portugiesischer Sprache - Gemeindezentrum 
Miltenberg 18:30 Messfeier (Dekanatsmesse) - Pfarrkirche 
Montag 29.11.
Miltenberg  Hausgottesdienst im Advent (Gebetstexte liegen in der Kirche auf)
Dienstag 30.11. HL. ANDREAS
Bürgstadt 18:00 Rosenkranz - Neue Pfarrkirche
Bürgstadt 18:30 Messfeier - Neue Pfarrkirche (f. Alfred und Dorothea Romatschke und 

Familie (Leg.) / f. Maria Wagner, Sohn Horst und Ursula Schindler / f. 
Maria (Mitz) und Philipp Meisenzahl / f. Ludwig Melcher und Familie 
Baumann / f. Armin Hein, Eltern und Schw.-Eltern / f. Margit Weiß und 
verst. Eltern) 

Mittwoch 01.12.

2021

Miltenberg 6:30 Rorate - Pfarrkirche

Miltenberg 15:00 Messfeier im Advent für Senioren, mitgestaltet vom 
"Amorbacher Dreiklang"  - Pfarrkirche 

Wenschdorf 18:30 Messfeier 
Miltenberg 18:30 Stille eucharistische Anbetung - Gemeindezentrum 
Donnerstag 02.12.
Miltenberg 17:00 Rosenkranz in der Klosterkirche 
Bürgstadt 17:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen, anschließend 

Aussetzung und eucharistische Anbetung - Neue Pfarrkirche
Miltenberg 18:00 Rosenkranz um Geistliche Berufungen - Gemeindezentrum 
Miltenberg 18:30 Messfeier - Gemeindezentrum 
Mainbullau 18:30 Messfeier 
Freitag 03.12. Hl. Franz Xaver
Bürgstadt 6:00 Rorate mit Kerzenlicht (Bitte Kerze mit Wachsschutz 

mitbringen) - Neue Pfarrkirche (f. Rudolf Schmitt (Leg.) / f. Pfr. Stefan 

Konrad und Angeh. (Leg.) / f. Cenzi, Bruno, Georg und Martin Heß, leb. 
und verst. Angeh. / f. Elisabeth Pechtl, Hilde Klein und Eltern / f. Margit 
und Michael Speer und Verst. der Familie Fürst und Speer) 

Bürgstadt 14:00 Hauskommunion
Samstag 04.12.
Miltenberg 7:00 Rorate, gestaltet von der Kolpingfamilie - Pfarrkirche
Miltenberg 11:00 Beichtgelegenheit - Pfarrkirche 
Miltenberg 17:00 Messfeier in polnischer Sprache, davor Beichte - Gemeindezentrum
Miltenberg 18:00 Beichtgelegenheit - Pfarrkirche 
Miltenberg 18:30 Vorabendmesse für die Pfarreiengemeinschaft - Pfarrkirche 
Wenschdorf 18:30 Vorabendmesse als Lichtermesse
Sonntag 05.12. 2. ADVENT
Bürgstadt 9:30 Kinderkirche "Nikolaus" - im Alten Kirchhof (ohne Anmeldung)
Bürgstadt 10:00 Messfeier zum Kolpinggedenktag - Neue Pfarrkirche (f. Agnes und 

August Jasiulek und verst. Angeh. (Leg.) / f. Markus Keller und Großeltern
/ f. Leb. und Verst. der Familien Breunig und Gehrlich / f. Josef Neuberger
und verst. Angeh. / f. Otto Liebler und Angeh. / f. Franz Kirchgeßner / f. 
leb. und verst. Mitglieder der Kolpingsfamilie Bürgstadt / f. Walter und 
Eberhard Gehrig und Verst. der Familien Saffran und Gehrig / f. Norbert, 
Anton und Elisabeth Hofmann und Angeh.) 

Breitendiel 10:00 Messfeier 
Bürgstadt 16:00 Rosenkranz - Stutzkapelle
Miltenberg 18:30 Messfeier mit feierlicher Errichtung des Pastoralen Raumes 

(Dekanatsmesse) - Pfarrkirche 
Montag 06.12.
Miltenberg 18:30 Messfeier für die Verstorbenen des Monats November - 

Pfarrkirche 
Dienstag 07.12. Hl. Ambrosius
Mainbullau 6:15 stille Zeit vor Gott 
Miltenberg 9:00 Messfeier - Antoniusgedenken- Klosterkirche 
Miltenberg 19:00 ökum. Friedensgebet - ev. Gemeindehaus 

Für die Christmetten in Miltenberg und Bürgstadt (jeweils um 22 Uhr) ist eine
Anmeldung erforderlich im Pfarrbüro in Miltenberg unter der Rufnummer 2330 bitte
bis zum 21.12.2021.



46 47

Kath. Pfarramt St. Margareta, Mühlweg 17, 63927 Bürgstadt
Öffnungszeiten Pfarrbüro:  Dienstags von 9 – 12 Uhr

Rufnr.: 	Pfarrbüro Bürgstadt ............................ 21 44	 Mail: 	pfarrei.buergstadt@bistum-wuerzburg.de
Telefax: 	 .........................................94 77 31
Pfarrer Jan Kölbel........................6 50 09 90	 Mail: 	jan.koelbel@bistum-wuerzburg.de
Pfarrvikar Ninh......................0162 1065423	 Mail: pfarrvikar.ninh@gmail.com
Pfarrer i. R. Albrecht Kleinhenz....6 68 05 90	 Mail: 	albrecht.kleinhenz@bistum-wuerzburg.de
Jugendseelsorger Bernd Winter .....97 87 42	 Mail: bernd.winter@bistum-wuerzburg.de
Past.-Ref. Marcus Schuck............6 69 58 79	 Mail: 	marcus.schuck@bistum-wuerzburg.de
Kantor Michael Bailer..................6  50  09  96	 Mail: 	michael.bailer@bistum-wuerzburg.de
Gem.-Ass. Tatjana Steppacher ....6  50  09  94	 Mail:	 tatjana.steppacher@bistum-wuerzburg.de

Homepage: www.pg-st-martin-miltenberg-buergstadt.de

Die Geschenkidee: vhs-Gutscheine

Sie sind auf der Suche nach einem ausgefallenen Geschenk?

Dann verschenken Sie doch einen vhs-Gutschein – im Wert von € 10,00, € 25,00 
oder € 50,00. Die von Ihnen Beschenkten wählen völlig frei aus unserem vielfäl-
tigen Programm: Kraft und Ausdauer im Fitness-Kurs aufbauen, bei Yoga, Pilates 
& Co. entspannen, Excel-Kenntnisse im EDV-Kurs optimieren, Informationen über 
Energieerzeugung in modernen Gebäuden erhalten oder vielleicht etwas ganz 
anderes. Bildung macht Freude und bereichert das Leben!

So einfach geht es:
Sie buchen den Gutschein mit dem von Ihnen gewünschten Betrag wie einen 
normalen Kurs. Bitte geben Sie den Nachnamen und Vornamen der beschenkten 
Person im Bemerkungsfeld an, damit wir den Gutschein korrekt ausstellen können.
Wir buchen den Betrag per Lastschrift von Ihrem angegebenen Bankkonto ab und 
senden Ihnen den Gutschein zu.
Oder: Sie kommen in unsere Geschäftsstelle und erhalten den Gutschein ausge-
händigt.

Sie überreichen den Gutschein und machen Ihren Lieben Freude mit Sinn und 
Spaß, mit neuen Eindrücken und bleibendem Wert.

Zum Einlösen benötigen wir bei der Anmeldung den Originalgutschein, damit die-
ser mit dem entsprechenden Kurs verrechnet werden kann.

Volkshochschule Miltenberg, Rathaus, Engelplatz 69, Miltenberg, Öffnungs-
zeiten Montag, Dienstag, Mittwoch und Freitag, von 09.00 bis 13.00 Uhr, Don-
nerstag durchgehend von 09.00 bis 18.00 Uhr, www.vhs-miltenberg.de

*  *  *
Adler Apotheke | Inh. Johannes Worlicek e.K. | Kolpingstraße 2 | 63927 Bürgstadt

Tel.: 0 93 71 / 94 80 700 | Fax: 0 93 71 / 94 80 711 | apotheke@adler-apotheke-gz.de

Tel.: 0 93 71 / 94 80 700

P Kostenlos Parken
vor der Apotheke

Adler-Apotheke-CI/CD-Anzeige Amtsblatt-120 x 90-26-08-2016-DRUCK.indd   1 26.08.16   11:59

Meine Gesundheit in guten Händen 
im Gesundheitszentrum Bürgstadt

Öffnungszeiten:

Montag-Freitag 8:00 - 19:00 Uhr

Mittwoch Nachmittag geöffnet!
Samstag 9:00 - 13:00 Uhr

Adler Apotheke | Inh. Johannes Worlicek e.K. | Kolpingstraße 2 | 63927 Bürgstadt
Tel.: 0 93 71 / 94 80 700 | Fax: 0 93 71 / 94 80 711 | apotheke@adler-apotheke-gz.de

Tel.: 0 93 71 / 94 80 700

P Kostenlos Parken
vor der Apotheke
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Adler Apotheke | Inh. Johannes Worlicek e.K. | Kolpingstraße 2 | 63927 Bürgstadt
Tel.: 0 93 71 / 94 80 700 | Fax: 0 93 71 / 94 80 711 | apotheke@adler-apotheke-gz.de

Tel.: 0 93 71 / 94 80 700

P Kostenlos Parken
vor der Apotheke
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APPotheken Sie auch schon?
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Tel. 	(0  93  71) 35  10 oder 22  93
Fax 	(0  93  71) 35  49
E-Mail: mail@herbertschmitt.de
Internet: www.herbertschmitt.de
Eichenbühler Straße 83
63927 Bürgstadt (neben Autohaus Erftal)Nachfolger: André Schmitt
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

      
  
      



        
   
      

Dienstag     23.11.   

Richelbach 18:30 Rosenkranz

19:00 Messfeier 

Mittwoch     24.11.           

An diesem Tag werden einige Kirchen rot angestrahlt, um zu erinnern, 

dass besonders für verfolgte Christen gebetet wird.

Miltenberg 18:00 Messfeier
● für die verstorbenen Seelsorgerinnen und Seelsorger des
   Dekanates Miltenberg in der Stadtpfarrkirche

Donnerstag     25.11.        

Riedern 19:00 Messfeier

Freitag     26.11.   

Heppdiel 18:30 Schmerzhafter Rosenkranz

19:00 Messfeier

Samstag     27.11.   

Heppdiel 14:30 Taufe von Lucia Klemmer

1. Adventssonntag1. Adventssonntag

 In allen Gottesdiensten Segnung der Adventskränze und Gestecke

Samstag     27.11.  

Eichenbühl 19:00 Messfeier 

Richelbach Patrozinium St. Bilhildis

19:00 Messfeier

Sonntag     28.11.   

Heppdiel 8:30 Messfeier 

Neunkirchen 8:30 Messfeier

Umpfenbach 10:00 Messfeier

Riedern 10:00 Wort-Gottes-Feier

18:00 Bußgottesdienst

Richelbach 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Schippach 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Montag 29.11. 

19:00 Hausgottesdienst zum Advent

Dienstag 30.11. Hl. Andreas

Eichenbühl 18:30 Freudenreicher Rosenkranz

19:00 Messfeier

Richelbach 19:00 Messfeier
● Irene u. Josef Greulich

Mittwoch 01.12. 

Neunkirchen 19:00 Messfeier

Sonntag 11.09.

RICH 8:30 Messfeier

EICH 10:00 Messfeier 

HEPP 10:00 Wort-Gottes-Feier mit Kommunionspendung

UMPF 14:30 Tauffeier für Michel Eisenhauer

Montag 12.09.

UMPF 19:00 Messfeier

Dienstag 13.09. Hl. Johannes Chrysostomus

EICH 18:30 Lichtreicher Rosenkranz

19:00 Messfeier 

VERANSTALTUNGSKALENDER

DO 25.08. 15.30 EICH, Frauenbund, Grillen im Verkehrsgarten

MO 05.09. 19.00 EICH, Frauenbund, Filmabend im Pfarrheim „Honig im Kopf“

Do 08.09. RICH: Diözesanwallfahrt zum Kreuzberg für alle 

Do 08.09. 14.00 NEUN, Senior/innentreff im Gasthaus Adler

2

Die Nachbarschaftshilfe 
„Zeit füreinander im Erftal und auf den Höhen“
ist für Sie da.

Rufen Sie bei Bedarf eine dieser Nummern:
Eichenbühl 09371 6694903 Neunkirchen 09371 6694904
Riedern    09371 6694905 Heppdiel 09371 6694906

Die Nachbarschaftshilfe 
„Zeit füreinander im Erftal und auf den Höhen“
ist für Sie da.

Rufen Sie bei Bedarf eine dieser Nummern:
Eichenbühl 09371 6694903 Neunkirchen 09371 6694904
Riedern  09371 6694905 Heppdiel 09371 6694906

„Zeit füreinander im Erftal und auf den Höhen“ 
Die Nachbarschaftshilfe ist für Sie da! Wir haben unseren Fahrdienst wieder aufge-
nommen. Um unsere Helferinnen und Helfer zu schützen, befördern wir derzeit nur 
vollständig Geimpfte, Genesene und Personen, die einen negativen Corona-Test vor-
legen, der nicht älter als 24 Std. ist. Um die gültigen Verordnungen einzuhalten, 
müssen alle Insassen eine FFP2-Maske tragen. Wir bitten um Ihr Verständnis.

Rufen Sie bei Bedarf eine dieser Nummern:

Bereich Eichenbühl		 09371 6694903     
Bereich Neunkirchen		 09371 6694904
Bereich Riedern			  09371 6694905     
Bereich Heppdiel         		  09371 6694906

www.zeit-fuereinander-euh.de

Senioren-Ehepaar (72 und 81 Jahre)
sucht barrierefreie

2–3-Zimmer-Wohnung
mit der Option auf  „betreutes Wohnen“
in Bürgstadt, Miltenberg, Großheubach.

Wir freuen uns über Ihre Nachricht per Mail:
betreutes_wohnen_gesucht@gmx.de

oder telefonisch
unter  09371-949 93 93
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Dienstag 23.11. 

Richelbach 18:30 Rosenkranz

19:00 Messfeier

Mittwoch 24.11.

An diesem Tag werden einige Kirchen rot angestrahlt, um zu erinnern,

dass besonders für verfolgte Christen gebetet wird.

Miltenberg 18:00 Messfeier
● für die verstorbenen Seelsorgerinnen und Seelsorger des 

Dekanates Miltenberg in der Stadtpfarrkirche

Donnerstag 25.11. 

Riedern 19:00 Messfeier

Freitag 26.11. 

Heppdiel 18:30 Schmerzhafter Rosenkranz

19:00 Messfeier

Samstag 27.11. 

Heppdiel 14:30 Taufe von Lucia Klemmer

1. Adventssonntag1. Adventssonntag

In allen Gottesdiensten Segnung der Adventskränze und Gestecke

Samstag 27.11.

Eichenbühl 19:00 Messfeier

Richelbach Patrozinium St. Bilhildis

19:00 Messfeier

Sonntag 28.11. 

Heppdiel 8:30 Messfeier

Neunkirchen 8:30 Messfeier

Umpfenbach 10:00 Messfeier

Riedern 10:00 Wort-Gottes-Feier

18:00 Bußgottesdienst

Richelbach 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Schippach 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Montag     29.11.   

19:00 Hausgottesdienst zum Advent 

Dienstag     30.11.    Hl. Andreas  

Eichenbühl 18:30 Freudenreicher Rosenkranz

19:00 Messfeier

Richelbach 19:00 Messfeier
● Irene u. Josef Greulich

Mittwoch  01.12. 

Neunkirchen 19:00 Messfeier

Donnerstag     02.12.    Hl. Luzius  

Schippach 19:00 Messfeier

Freitag                     03.12.          Hl. Franz Xaver  

Heppdiel 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

In allen Pfarreien

9:30 Hauskommunion für Ältere und Kranke

2. Adventssonntag2. Adventssonntag

Samstag 04.12.

Eichenbühl 19:00 Messfeier zum Kolping-Gedenktag

Schippach 19:00 Messfeier

Sonntag 05.12.

Riedern 8:30 Messfeier

Richelbach 8:30 Messfeier

Heppdiel 10:00 Messfeier

Umpfenbach 10:00 Wort-Gottes-Feier

Neunkirchen 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Montag 06.12. Hl. Nikolaus

Umpfenbach 19:00 Messfeier

Dienstag 07.12. Hl. Ambrosius

Richelbach 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

Eichenbühl 18:30 Rosenkranz

19:00 Messfeier

2

Donnerstag 02.12. Hl. Luzius

Schippach 19:00 Messfeier

Freitag 03.12. Hl. Franz Xaver

Heppdiel 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

In allen Pfarreien

9:30 Hauskommunion für Ältere und Kranke

2. Adventssonntag2. Adventssonntag

Samstag 04.12.

Eichenbühl 19:00 Messfeier zum Kolping-Gedenktag

Schippach 19:00 Messfeier

Sonntag 05.12.

Riedern 8:30 Messfeier

Richelbach 8:30 Messfeier

Heppdiel 10:00 Messfeier

Umpfenbach 10:00 Wort-Gottes-Feier

Neunkirchen 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Montag 06.12. Hl. Nikolaus

Umpfenbach 19:00 Messfeier

Dienstag 07.12. Hl. Ambrosius

Richelbach 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

Eichenbühl 18:30 Rosenkranz

19:00 Messfeier

2

Donnerstag 02.12. Hl. Luzius

Schippach 19:00 Messfeier

Freitag 03.12. Hl. Franz Xaver

Heppdiel 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

In allen Pfarreien

9:30 Hauskommunion für Ältere und Kranke

2. Adventssonntag2. Adventssonntag

Samstag                     04.12.                                                 

Eichenbühl 19:00 Messfeier zum Kolping-Gedenktag

Schippach 19:00 Messfeier

Sonntag              05.12.         

Riedern 8:30 Messfeier

Richelbach 8:30 Messfeier

Heppdiel 10:00 Messfeier

Umpfenbach 10:00 Wort-Gottes-Feier

Neunkirchen 18:00 Bußgottesdienst

anschließend Beichtgelegenheit

Montag                             06.12.          Hl. Nikolaus  

Umpfenbach 19:00 Messfeier

Dienstag                   07.12.                                        Hl. Ambrosius  

Richelbach 6:00 Roratemesse mit Kerzenlicht

Eichenbühl 18:30 Rosenkranz

19:00 Messfeier

2

Pfarreiengemeinschaft St. Antonius Erftal und Höhen

Pfarramt Pfarrgasse 1, 63928 Eichenbühl 
Pfarrsekretärin Heike Leibfried
Tel. 09371-2556, Fax 09371-9488951
pg.eichenbuehl@bistum-wuerzburg.de
Öffnungszeiten:
Mo 14-18 Uhr, Di, Do, Fr, 8-12 Uhr

Homepage www.pg-eichenbuehl.de

Seelsorger Pfarrer Artur Fröhlich
Tel. 09371-2556 (Pfarrhaus Eichenbühl) 
artur.froehlich@bistum-wuerzburg.de 

Pastoralreferent Hermann Gömmel
Tel. 09371-9488950 (Pfarrhaus Eichenbühl) 
hermann.goemmel@bistum-wuerzburg.de

Pfarrvikar Krzysztof Winiarz
Tel. 09378-9082830 (Pfarrhaus Neunkirchen)
Fax 09378-9082831
Frankenstr. 30, 63930 Neunkirchen
krzysztof.winiarz@bistum-wuerzburg.de

Pfarreiengemeinschaft St. Antonius Erftal und Höhen

Pfarramt Pfarrgasse 1, 63928 Eichenbühl 
Pfarrsekretärin Heike Leibfried
Tel. 09371-2556, Fax 09371-9488951
pg.eichenbuehl@bistum-wuerzburg.de 
Öffnungszeiten:
Mo 14-18 Uhr, Di, Do, Fr,  8-12 Uhr

Homepage www.pg-eichenbuehl.de

Seelsorger Pfarrer Artur Fröhlich
Tel. 09371-2556 (Pfarrhaus Eichenbühl) 
artur.froehlich@bistum-wuerzburg.de 

Pastoralreferent Hermann Gömmel
Tel. 09371-9488950 (Pfarrhaus Eichenbühl)  
hermann.goemmel@bistum-wuerzburg.de

Pfarrvikar Krzysztof Winiarz
Tel. 09378-9082830 (Pfarrhaus Neunkirchen) 
Fax 09378-9082831
Frankenstr. 30, 63930 Neunkirchen
krzysztof.winiarz@bistum-wuerzburg.de

Wichtige Rufnummern:
Einheitliche Notrufnummer
für Feuerwehr und Rettungsdienst/Notarzt..................................... 112

Ärztlicher Bereitschaftdienst / Notdienst
zu erfragen unter der kostenfreien Rufnummer (bundesweit): ............ 11 61 17

3-Zimmer-Wohnung
in Eichenbühl zu vermieten

Horst Hilbert, Setzweg 10, Eichenbühl, 
Tel. 09371/9495815

Inhalt gelöscht
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									       Evang.-Luth. Kirchengemeinde Miltenberg

Freitag, 26.11.	 19.30 Uhr	 Discofox für Alle im Gemeindehaus;
		  Infos bei Herbert Weber, Tel. 406126

Sonntag, 28.11.	 11.00 Uhr	 Gottesdienst für ALLE mit Taufe

	 16.00 Uhr	 Einführungsgottesdienst von Pfr. Domröse
		  als Johanniter Standortpfarrer

Dienstag, 30.11.	 18.00 Uhr	 Teamerkurs im Jugendraum

Mittwoch, 01.12.	 16.00 Uhr	 Konfirmandenkurs

Samstag, 04.12.	 15.00 Uhr	 Adventsnachmittag für Kinder
		  von 4 –10 	Jahre im Evang. Gemeindehaus;
		  Anmeldung beim Pfarramt Tel. 3161;
		  Unkostenbeitrag für Material: 2,-- €

	 18.00 Uhr	 Fackelgottesdienst – Treffpunkt an der 	
		  Johanneskirche

Sonntag, 05.12.	 10.00 Uhr	 Gottesdienst mit Hl. Abendmahl

	 16.00 Uhr	 Ökumenisches Adventssingen – kann 	
		  leider nicht stattfinden!

Montag, 06.12.	 19.30 Uhr	 „anstoß“-Redaktionssitzung

Dienstag, 07.12.	 19.00 Uhr	 Ökumenisches Friedensgebet 
		  im Gemeindehaus

Regelmäßige Veranstaltungen im Evang. Gemeindehaus 
Montags, wöchentlich	 20.00 Uhr	 Kontemplation
Dienstags, wöchentlich      	 15.00 Uhr	 Skatrunde  
Dienstags, 14-tägig	 20.00 Uhr	 Ökum. Schola
Donnerstags, wöchentlich	 10.00 Uhr	 Krabbelgruppe (Kinder von 6 Monaten bis 3 Jahre)
	 19.00 Uhr	 Posaunenchor

Unsere Johanneskirche ist täglich ab 9.00 Uhr geöffnet. 
Pfr. Lutz Domröse ist unter der Tel. 9489544 zu erreichen.

Weitere Informationen unter www.evangelisch-miltenberg.de

Sorgen kann man teilen  –  Telefonseelsorge Untermain
= 08 00 / 11 10 111 und  = 08 00 / 11 10 222 (kostenfrei)

Kreuzbund Miltenberg 
(Selbsthilfe- und Helfergemeinschaft
für Suchtkranke und Angehörige)

Wöchentliche vertrauliche Gesprächskreise:
Montag	 19.00 – 21.00 Uhr 	 Info: 09371/6698658
Dienstag 	 19.30 – 21.30 Uhr 	 Into: 09371/1623
Donnerstag 	 19.30 – 21.30 Uhr 	 Info: 09378 /1786

Frauengesprächskreis:
letzter Dienstag im Monat	 Info: 09371/1623

Büro: 09371 / 65 000 46 / Mobil: 0170 / 95 299 86 / www.mhdhg.de

:CDFGHJKL*(

SICHERHEITDATENSCHUTZ
Videoüberwachung
und Aufzeichnungs-

systeme

zertifizierter
Beratungsservice

auf Basis der DSGVO

COMPUTER VDSL/HSI
Beratung & 

Buchung, sowie
Einrichtungsservice

Reparatur, Verkauf
Virenentfernung,
Datensicherung

Datensicherung,
Cloud und mehr:

Partner

Nach dem Win 7 Support-Ende:
Wir machen Ihren PC/Notebook
wieder sicher und schneller!

Windows 10 Upgrade
Schutz gegen PC-Viren & Co.

Datensicherheits- und
zertifizierte DSGVO-Beratung!

Professioneller

Multimedia Handel Dienstleistungen Heiko Girschek, Eichenbühl

aus alt...
mach neu...

- PC Reparatur & Optimierungs-Service
- besseres Wlan: Messung/Einrichtung
- einfache Smarthome Nachrüstung

authorisierter Installationspartner
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Veranstaltungskalender

Bürgstadt   (ohne Gewähr)

„Helfen verbindet – Wir verschenken eine Stunde Zeit!“
Bürgerschaftliches Engagement in Bürgstadt
Die Helferinnen und Helfer stehen ehrenamtlich und vertraulich allen Bewoh-
nern von Bürgstadt zur Verfügung. Rufen Sie uns an, wenn Sie Hilfe benötigen!
Sie erreichen uns von Montag bis Freitag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr unter der 
Tel.-Nr. 09371/9492010.
Mehr Infos zu den möglichen Hilfen finden Sie auch auf unserer Internetseite:
www.helfen-verbindet-buergstadt.de

Freiwillige Feuerwehr Bürgstadt
Montags. 19:30 Uhr: Feuerwehrdienst.
Bitte aktuellen Übungsplan unter
www.feuerwehr-buergstadt.de/aktuelles/termine beachten.

Kath. Frauenbund & Kunterbun(d)t
26.11.	 15.00 Uhr  Basteln für Kinder im Pfarrsaal
07.12.	 19.30 Uhr  Adventsfeier im Pfarrsaal

Obst- und Gartenbauverein
29.11.	 19.00 Uhr  Adventsfeier in der Churfrankenvinothek

VdK-Ortsverband
Bitte beachten: 	 Die Adventsfeier am Samstag, 4. Dezember um 15.00 Uhr
					    im Landgasthof  „Adler“ ist abgesagt.

Geflügelzuchtverein
04.12.	 19.30 Uhr 	Adventsfeier mit Ehrungen im Gasthof  „Centgraf“

Kolpingsfamilie
05.12.	 10.00 Uhr Kolping-Gedenktag: Gottesdienst mit Einzug des Banners
	 in die Neue Kirche mit anschließenden Ehrungen verdienter Mitglieder 	
	 in der Kirche

63928 Eichenbühl | Fon 0 93 71 - 60 86

wennAutodann.de

63928 Eichenbühl | Fon 0 93 71 - 60 86

wennAutodann.dewennAutodann.de
63928 Eichenbühl Fon 0 93 71 - 60 86

Service

Wir freuen uns auf Ihren Besuch in unserer Ausstellung in Eichenbühl. 
Telefonische Voranmeldung erwünscht.
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Veranstaltungskalender

... Bürgstadt   (ohne Gewähr)

FC Bayern Fanclub Bürgstadt e.V.
03.12.   	 Weihnachtsfeier – nur sofern rechtlich erlaubt;
	 Anmeldung der Mitglieder notwendig;
	 Info zu Absage auf www.bfc-buergstadt.de;
             	 Impfnachweis/Genesungsnachweis/negativer Test
	 sind u. U. vorzulegen!

Neunkirchen   (ohne Gewähr)

Pfarrgemeinde Neunkirchen
01. – 22.12.	  Lebendiger Adventskalender 

In diesem Jahr findet wieder unser lebendiger Advents-
kalender statt. Ihr seid ALLE herzlich eingeladen, um
gemeinsam vom 1. bis 22. Dezember 2021 die geschmückten
Fenster zu  „öffnen“:  Jung und Alt – Groß und Klein – mit und ohne Kinder!

Wir starten pünktlich um 18 Uhr. Bitte einen Becher für warme Getränke mit-
bringen sowie eine Kerze oder Taschenlampe zum Lesen der Liedertexte.

Bitte auch eine Maske mitbringen! Immer dann, wenn 1,5 m Abstand nicht
eingehalten werden können!

	 Datum	 Gastgeber	 Straße   	 Ort

  	Mi., 	 01.12.2021   	 Musikverein        	 Gemeinschaftshaus 	 Richelbach

	 Do., 	02.12.2021	 Singgruppe	 Flurstr. 2                           	 Neunkirchen

	 Sa., 	 04.12.2021	 Fam. Seifried     	 Hauptstr. 1      	 Richelbach

	 Di., 	 07.12.2021 	 Fam. Haas  	 Frankenstr. 17             	 Neunkirchen

	 Sa., 	 11.12.2021 	 Fam. Voit	 Bischof-Schlör-Str. 18	 Richelbach

	 Fr., 	 17.12.2021	 Happy Hour  	 Alte Schule   	 Umpfenbach

	 So., 	 19.12.2021 	 Tanzgruppe CCR  	 Gemeinschaftshaus	 Richelbach

	 Mi .,	 22.12.2021  	 Fam. Scheurich 	 Sportplatzstr. 25	 Richelbach
LEIBFRIED E.K. | Friedenstraße 12 | 63927 Bürgstadt 

Tel 09371 66 04 44 | info@leibfried.de | www.leibfried.de

FLIESEN FÜR ALLE BEREICHE, KOMPLETTE BÄDER, 
DUSCHSANIERUNGEN, WELLNESS FÜR ZUHAUSE

FEINE FLIESEN AUF 1.000M² 
AUSSTELLUNGSFLÄCHE

 Jeden 1. Sonntag im Monat freie Umschau | 14.00 - 17.00 Uhr

DAS HIGHLIGHT 
FÜR AUSSEN
TERRASSEN-
FLIESEN 
2 CM DICKE

Anzeige_L_Amtsbaltt_120mmBx90Hmm_202105_AC_V01.indd   1 21.05.21   10:07
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Veranstaltungskalender

Allgemeiner Veranstaltungskalender
Deutsche Rentenversicherung – Sprechtage in Miltenberg
Die Deutsche Rentenversicherung hält für alle Arbeiter und Angestellte in 
Miltenberg, Fährweg 35 (nicht Landratsamt) Sprechstunden ab. Diese finden 
montags und mittwochs von 8.30-12.00 Uhr und 13.00-15.00 Uhr statt. Termine 
sind zu vereinbaren unter Tel. 09371/501-152, montags – mittwochs von 8.00-
16.00 Uhr, donnerstags von 8.00-18.00 Uhr und freitags von 8.00-13.00 Uhr. 
Dazu müssen Sie Ihre Versicherungsnummer durchgeben.

Innovative Ideen erfolgreich umsetzen – 
Beratung für technologieorientierte Start-ups
Wichtige Erfolgsfaktoren, damit aus einer innovativen Idee ein erfolgreiches Un-
ternehmen wird, sind eine professionelle, neutrale Beratung und die richtigen 
Kontakte. Im Rahmen der „Beratung für Technologie-GründerInnen“ erhalten 
Existenzgründer – sowie Unternehmen aus den Bereichen Handwerk, Industrie 
und Dienstleistung – u. a. Feedback und Beratung zu ihren Ideen und Konzepten. 
Darüber hinaus erhalten Sie Unterstützung auf der Suche nach Kooperations- 
partnern in Wirtschaft und Wissenschaft. Wir informieren Sie auch über Förder-
möglichkeiten von Land und Bund.
Experten der Industrie- und Handelskammer Aschaffenburg, der Handwerks-
kammer für Unterfranken und der ZENTEC stehen Ihnen in einem einstündigen 
Gespräch zur Verfügung – kostenfrei!
Nächster Termin ist am 09.12.2021 in der ZENTEC in Großwallstadt.
Anmeldung: auf der Webseite der ZENTEC GmbH unter www.zentec.de
Kontakt: Vanessa Scheyk, Telefon: 06022/26 -1110, anmeldung@zentec.de
Anmeldeschluss: 02.12.2021

Schwangerenberatung, Schwangerschafts-Konfliktberatung
und Nachbetreuung: Landratsamt Miltenberg, Gesundheitsamt, Brückenstr. 2.
Terminvereinbarungen unter Tel. 09371/501-510.

Hilfe für Frauen in Not
Die Gleichstellungsbeauftragte des Landratsamtes Miltenberg ist erreichbar im 
Landratsamt Miltenberg während der allgemeinen Dienstzeiten, Zimmer Nr. 317, 
Tel.-Nr. 09371/501-415.

Veranstaltungskalender

		

... Neunkirchen   (ohne Gewähr)

Turnverein
27.11.	 19.00 Uhr  Weihnachtsfeier im Gasthaus Adler

Weihnachtsmarkt
04.12.	 Monday`s Clup am Kirchplatz Neunkirchen

Schützenverein Umpfenbach
11.12.	 Weihnachtsfeier im Schützenhaus 

Sportverein Richelbach
18.12.	 19.00 Uhr  Weihnachtsfeier im Sportheim

Kleintierzuchtverein Neunkirchen und Erftal e.V.
14.12.	 Monatsversammlung
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Ärztlicher Bereitschaftsdienst Bayern  •  Telefon: 116 117
Ein Service der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns

(Dienstzeiten: von Freitag 13.00 Uhr bis Montag 8.00 Uhr, an Feiertagen von 18.00 Uhr am Vor-
abend bis 8.00 Uhr des folgenden Werktages am Mittwoch von 13.00 Uhr bis Donnerstag 8.00 Uhr)
Sofern Ihr Hausarzt/behandelnder Arzt nicht erreichbar ist, vermittelt Ihnen in dringenden Behand-
lungsfällen die Vermittlungs- und Beratungszentrale der KVB, Tel. 116 117 (kostenfrei), einen dienst-
habenden Arzt des hausärztl. Bereitschaftsdienstes sowie ggf. auch einen diensthabenden Facharzt.

Herausgeber:	 Verwaltungsgemeinschaft Erftal und die Gemeinde Eichenbühl

Amtsblattredaktion:	 –	 Verwaltungsgemeinschaft Erftal, Frau Ott oder Herr Schuhmacher, 
		  Große Maingasse 1, 63927 Bürgstadt, Tel. 0  93  71 / 97  38 -17, -31,  
		  Fax: 0  93  71 / 6500  503, E-Mail: amtsblatt@buergstadt.de;
	 –	 Gemeinde Eichenbühl, Hauptstraße 97, 63928 Eichenbühl,
		  Tel. 09371/9720-0, E-Mail: info@eichenbuehl.de

Auflage:  4.091	 Erscheinungsweise:  dienstags, alle 14 Tage

Abgabeschluss:	 Anzeigen und Texte müssen für die nächste Ausgabe 23/2021 bis 
Freitag, 26. November 2021, 12.00 Uhr, bei der Amtsblattredaktion, 
Große Maingasse 1, 63927 Bürgstadt, eingegangen sein.

Anzeigeneinteilung,
Herstellung/Druck:	 Druckerei Berthold, Kolpingstraße 1, Bürgstadt, Tel. 0  93  71 / 6  73  08
	 Fax: 0  93  71 / 6  95  30, E-Mail: druckereiberthold@t-online.de

Verteilung:	 kostenlos an alle Haushalte im Bereich der Verwaltungsgemeinschaft 
Erftal und der Gemeinde Eichenbühl

Für Druckfehler oder fälschlich vermittelte Information kann keine Haftung übernommen 
werden, ebenfalls nicht für unverlangt eingesandte Bilder und Manuskripte.
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NOTDIENST DER APOTHEKEN   (ohne Gewähr)
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ZAHNÄRZTLICHER NOTFALLDIENST
von 10.00 - 12.00 Uhr und 18.00 - 19.00 Uhr  (ohne Gewähr)

23.11.	 Anker-Apotheke 	 Hauptstraße 21-23, Miltenberg 	 Tel. 09371/6689801
24.11.	 Mäander-Apotheke 	 Hauptstraße 32, Miltenberg	 Tel. 09371/2944
25.11.	 Engelberg-Apotheke	 Hauptstraße 11, Großheubach	 Tel. 09371/3637
26.11.	 Adler-Apotheke	 Kolpingstraße 2, Bürgstadt	 Tel. 09371/9480700
27.11.	 Löwen-Apotheke	 Löhrstraße 4, Amorbach	 Tel. 09373/1616
28.11.	 Martins-Apotheke 	 Miltenberger Straße 7, Bürgstadt	 Tel. 09371/7009
29.11.	 Park-Apotheke 	 Bürgstadter Straße 26, Miltenberg	 Tel. 09371/9895800
30.11.	 Nord-Apotheke 	 Brückenstraße 25, Miltenberg 	 Tel. 09371/3130
01.12.	 Easy-Apotheke 	 In der Seehecke 1, Kleinheubach	 Tel. 09371/6504254
02.12.	 Abtei-Apotheke	 Debonstraße 3 D, Amorbach	 Tel. 09373/97370
03.12.	 Anker-Apotheke 	 Hauptstraße 21-23, Miltenberg 	 Tel. 09371/6689801
04.12.	 Mäander-Apotheke 	 Hauptstraße 32, Miltenberg	 Tel. 09371/2944
05.12.	 Engelberg-Apotheke	 Hauptstraße 11, Großheubach	 Tel. 09371/3637
06.12.	 Adler-Apotheke	 Kolpingstraße 2, Bürgstadt	 Tel. 09371/9480700
07.12.	 Löwen-Apotheke	 Löhrstraße 4, Amorbach	 Tel. 09373/1616

27./28.11.	 Dr. med. dent. Tina Löffler, Hauptstraße 65, Miltenberg, Tel. 09371 6269
04./05.12.	 Dr. med. dent. Julia Mannherz, Hauptstraße 25, Miltenberg, Tel. 09371 3145
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66 kW (90 PS), 1.242 ccm

Abbildung zeigt Sonderausstattung
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Fahrzeugpreis2:  15.589,- €
Aktionsnachlass2:  2.599,- €

AKTIONS-BARPREIS2: 

AKTIONS-ANGEBOT3: 
monatlich nur: 142,
Optional mit bis zu 4 Jahren Versicherungsfl at4:

78,75 € 63,00 € 47,25 €

Suzuki IGNIS 1.2. Dualjet Comfort, 5-türig

  Rückfahrkamera     Sitzheizung
  Audio-System (inkl. DAB) mit Navigation, 

Freisprecheinrichtung & Lenkradbedienung
  Rücksitze einzeln verschieb- & umklappbar
  Klimaanlage     Tagfahrlicht & Lichtsensor
  Inkl. Überführung & 3 Jahre Werksgarantie1

  Auf Wunsch Metallic Lackierung +500,- €

  Auf Wunsch Assistenzsystempaket +1.000,- €

  Auf Wunsch Allradantrieb +1.500,- €

HOHES
SITZEN

EINFACHES
PARKEN

FLEXIBLES
LADEN

BEQUEMES
EINSTEIGEN

Kraftstoff verbrauch: innerorts 5,7l/100 km, außerorts 4,1l/100 km, 
kombiniert 4,7l/100km, CO2-Ausstoß kombinierter Testzyklus 
107g/km (VO EG 715/2007). Effi  zienzklasse D
Weitere Informationen zum offi  ziellen Kraftstoff verbrauch und den offi  ziel-
len spezifi schen CO₂-Emissionen neuer Personenkraftwagen können dem 
„Leitfaden über den Kraftstoff verbrauch, die CO₂-Emissionen und den 
Stromverbrauch neuer Personenkraftwagen“ entnommen werden, der an 
allen Verkaufsstellen und bei der Deutschen Automobil Treuhand GmbH 
(DAT) (unter www.dat.de) unentgeltlich erhältlich ist.

1  Ab Erstzulassung 3 Jahre bzw. 100.000 km Werksgarantie der Suzuki Deutschland GmbH, Suzuki Allee 7, 64625 Bensheim. Optionale  Verlänge-
rung 2 Jahre Anschlussgarantie 180,- €. Ein Service der Real Garant Versicherungs AG, Strohgäustraße 5, 73765 Neuhausen.

2  Unverbindliche Preisempfehlung  der Suzuki Deutschland GmbH,  Suzuki Allee 7,  64625 Bensheim in  Höhe von 14.690,- €  zzgl.  Überführungskosten 
899,- €  ergibt Fahrzeugpreis 15.589,- €. Abzüglich einmaligen Aktionsnachlass 2.599,- € von Autohaus Essert, Inhaber Gernot Essert, Miltenberger 
Straße 15, 63928 Eichenbühl, nicht mit anderen Suzuki Aktionsangeboten kombinierbar, nur für Privatkunden, ergibt Aktionspreis 12.990,- €. Beträge 
enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer. Aktionszeitraum 01.04. bis 30.06.2019 oder solange der Vorrat reicht.

3  Leasingbeispiel für einen Suzuki Ignis 1.2 Comfort  5trg. Auf Basis des Kaufpreises in Höhe von 15.589,- € inklusive Überführungskosten 899,- €, 
abzgl. Aktionsnachlass 2.599,- €, abzgl. Anzahlungsbetrag 0,- €, Finanzierungsbetrag 12.990,- €, Gesamtbetrag 14.593,08 €, eff ektiver Jahreszins 
3,29 %, gebundener Sollzins 3,24 %, 60 Monate Laufzeit, 60 monatl. Raten à 142,- €, Vereinbarter Restwert 6.073,08 €, 10.000 km/pro Jahr Fahr-
leistung. Beträge enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer. Restwert kann weiter fi nanziert werden. Bonität vorausgesetzt. Leasingart: Restwert-
leasing. Die Angaben stellen zugleich das 2/3 Beispiel gemäß § 6a Abs. 4 PAngV dar. Kreditvermittlung erfolgt nur für die COMCO Leasing Service 
GmbH, Im Teelbruch 106, 45219 Essen. Aktionszeitraum 01.04. bis 30.06.2019 oder solange der Vorrat reicht.

4  Nur für Privatkunden. Selbstbeteiligung Teil- / Vollkasko 150,- € / 500,- €. BGV-Versicherung AG, Dulacher Allee 56, 76131 Karlsruhe. Pauschal-
Tarif inkl. Werkstattbindung an Suzuki Händler. Aktionszeitraum 01.04. bis 30.06.2019 oder solange der Vorrat reicht.

12.990,12.990,

 SOFORT VERFÜGBAR

 Günstige Finanzierungs- 
 & Versicherungsangebote

 Sicherer Autokauf in 
 Corona-Zeiten

SWIFT Club HYBRID 5trg
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 61 kW/83 PS; 
versch. Farben, 500 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)1: 
innerstädtisch (langsam) 5,1, Stadtrand (mittel) 4,2, Landstraße (schnell) 4,1, 
Autobahn (sehr schnell) 5,4, komb 4,7; CO₂ komb 106g/km. 

IGNIS Comfort+ HYBRID 4x4 5trg
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 61 kW/83 PS; 
versch. Farben, 500 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)1: 
innerstädtisch (langsam) 5,4, Stadtrand (mittel) 4,6, Landstraße (schnell) 4,7, 
Autobahn (sehr schnell) 6,4, komb 5,4; CO₂ komb 121g/km.

S-CROSS Comfort HYBRID 4x4 5trg
EZ 5.21; HU/Gar 5/24, 95 kW/129 PS; 
schwarz, 4.000 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)1: 
innerstädtisch (langsam) 6,6, Stadtrand (mittel) 5,4, Landstraße (schnell) 5,2, 
Autobahn (sehr schnell) 6,5, komb 5,9; CO₂ komb 132g/km.

VITARA Comfort+ HYBRID 4x4 5trg 
EZ 6.21; HU/Gar 6/24, 95 kW/129 PS; 
grau/schwarz, 4.000 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)1: 
innerstädtisch (langsam) 6,6, Stadtrand (mittel) 5,4, Landstraße (schnell) 5,2, 
Autobahn (sehr schnell) 6,5, kombiniert 5,9; CO₂ komb 132g/km.

SWACE Comfort+ HYBRID CVT 5trg
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 72 kW/98 PS; 
Bronze, 500 km, Assistenzsyst. u.v.m. 
Kraftstoff verbrauch (l/100km)2: 
komb 3,4; CO2 komb 78g/km (VO EG 715/2007)

SUZUKI
LEICHTGEMACHT

Detaillierte Ausstattung fi nden Sie auch unter www.autohaus-essert.de. Irrtümer, Zwischenverkauf und 
Kilometerstände vorbehalten. Solange Vorrat reicht. Abbildungen zeigen ggf. Sonderausstattung.
1 Werte nach WLTP-Prüfverfahren; Weitere Infos unter www.auto.suzuki.de/wltp erhalten oder www.dat.de.
2 NEFZ-Werte auf Basis des Prüfverfahrens WLTP. Weitere Infos unter www.auto.suzuki.de/wltp erhalten oder www.dat.de.

SONDERPREIS
 15.490,- €

KLIMA
TEMPOMAT

SONDERPREIS
 18.738,- €

ALLRAD
NAVI

SONDERPREIS
 22.490,- €

ALLRAD
NAVI

SONDERPREIS
 24.990,- €

ALLRAD
NAVI

SONDERPREIS
 27.490,- €

AUTOMATIK
NAVI

IGNIS Comfort
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 61 kW/83 PS; 
versch. Farben, 500 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)
innerstädtisch (langsam) 5,4, Stadtrand (mittel) 4,6, Landstraße (schnell) 4,7, 
Autobahn (sehr schnell) 6,4, komb 5,4; CO₂ komb 121g/km.

S-CROSS Comfort 
EZ 5.21; HU/Gar 5/24, 95 kW/129 PS; 
schwarz, 4.000 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)
innerstädtisch (langsam) 6,6, Stadtrand (mittel) 5,4, Landstraße (schnell) 5,2, 
Autobahn (sehr schnell) 6,5, komb 5,9; CO₂ komb 132g/km.

SWACE Comfort+ 
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 72 kW/98 PS; 
Bronze, 500 km, Assistenzsyst. u.v.m. 
Kraftstoff verbrauch (l/100km)
komb 3,4; CO2 komb 78g/km (VO EG 715/2007)

SWIFT Club 
EZ 9.21; HU/Gar 9/24, 61 kW/83 PS; 
versch. Farben, 500 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)
innerstädtisch (langsam) 5,1, Stadtrand (mittel) 4,2, Landstraße (schnell) 4,1, 
Autobahn (sehr schnell) 5,4, komb 4,7; CO₂ komb 106g/km. 

VITARA Comfort+
EZ 6.21; HU/Gar 6/24, 95 kW/129 PS; 
grau/schwarz, 4.000 km, Assistenzsyst. 
u.v.m. Kraftstoff verbrauch (l/100km)
innerstädtisch (langsam) 6,6, Stadtrand (mittel) 5,4, Landstraße (schnell) 5,2, 
Autobahn (sehr schnell) 6,5, kombiniert 5,9; CO₂ komb 132g/km.


